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37     
2/2015-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 16. April 2015 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GV.        Dr. Oskar Vogel 
  4. EG.        Rosa Loidl  
  5. GV.        Klaudia Haberl 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger 
  7. GR.        Mag. Bernhard Roither 
  8. GR.        Peter Reiter  
  9. GR.        Peter Wechselauer 
10. GR.        Franz Huber 
11. GR.        Franz Bauer  
12. GR.        Jakob Moser 
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer 

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer 

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  GR.         Gerald Mayrhofer 

18.  GR.        Herbert Kritzinger 
19.  GR.        Roswitha Mohr 

  20.  GR.        Günther Kasper 
21.  GR.        Rudolf Stockinger 

 22.  EG.        Christian Geissler 
 23. GR.        Michaela Schuster 

24. EG.         Jürgen Pürstinger (bis 21:00 Uhr, TOP 16)  
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Siegfried Schmuck 
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak (bis 21.00 Uhr; TOP 16) 
27.  GR.        Christa Leeb-Dorfer 
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger 
29.  GR.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer 

 
GRÜNE-Fraktion: 

 
 30. GR.        Wolfgang Vogel 
 31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger  

 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt 
 
 
 
Fragestunde 
 
10 Zuhörer – keine Anfragen 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 7.4.2015 öffentlich kundgemacht 

wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 12.2.2015 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Hans Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Dr. Oskar Vogel          
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschildt-Buschberger      
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T a g e s o r d n u n g 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Lt. einer Mitteilung der KPC werden für folgende Vorhaben Förderungen gewährt: Kanal BA 15 

Gerlham € 170.764.-, Kanal BA 17 Gewerbegebiet Ager + Wolfsegger Gründe € 42.992.-, Kanal 
BA 18 Betriebsgebiet Ensinger + RAL Kotz € 17.008.-. Umweltförderung für die Umstellung der 
Beleuchtung in der NMS auf LED € 11.718.-. 

 
b) Vom Land Oberösterreich Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck ist eine Verordnung für ein 

Ankerverbot im Bereich der denkmalgeschützten Pfahlbausiedlungen (u.a. Litzlberg-Süd, 
Seewalchen I und II) geplant.  

 
c) Aufgrund der Bestimmungen des O.Ö. Tourismusgesetzes tritt für Seewalchen eine Änderung der 

Ortsklassenverordnung in Kraft. Seewalchen fällt nunmehr in die Klasse C, wodurch niedrigere 
Interessentenbeiträge zu entrichten sind. 

 
d) Die Verwendungsbewilligung für die prov. Hortgruppen im Schulzentrum wurde von der 

Bildungsabteilung des Landes bis 31.8.2018 verlängert. 
 
e) In einem Schreiben von Direktion und Lehrkörper der VS Seewalchen wird die Befürwortung der 

Zusammenarbeit mit Frau Doberer bei der Planung des päd. Raumkonzepts für die neue VS 
mitgeteilt. 

 
f) Bei der Blutspendeaktion Anfang März im Rathaus gab es 138 Blutspender.  
 
g) Landesgeld für Seewalchen: LR Hummer teilt mit, dass die Neuanschaffungen im 

Spielplatzbereich des KG Seewalchen in Höhe von € 32.446.- zu 100% aus dem O.Ö. KG-
Finanzierungsprogramm bedeckt werden. LR Jahn teilt mit, dass aus ihrem Ressort € 2.500.- für 
den Einbau einer Akustikdecke im Aufenthaltsraum im Betreubaren Wohnen beigesteuert werden.  
Vom Landesfeuerwehrkommando erhält die Gemeinde einen Zuschuss in Höhe von € 560.- für 
die Erneuerung von 2 Hydranten. Für die Einführung der Ganztagsschule in der Neuen 
Mittelschule Seewalchen wird aus dem Ressort von LR Hummer ein Baukostenzuschuss in Höhe 
von € 110.000.- in Aussicht gestellt. 

 
h) Vorsprache bei LH Pühringer: Für die Generalsanierung der Musikschule ist für die Jahre 

2016/17/18 eine Drittelfinanzierung (LZ, BZ, EM) zugesagt, und 1/3 Landeszuschuss für den 
Einbau eines Liftes im Kultursaal (durch 1/3 BZ aus dem Ressort LR Hiegelsberger ebenfalls 
Drittelfinanzierung gesichert). 

 
i) Vorsprache bei LR Hummer: Für den geplanten VS Neubau wurde der Baubeginn 2017 bestätigt. 

D.h. mit Ende des Schuljahres 2016/17 wird die Umsprengelung der PTS Seewalchen auf die 
Standorte Vöcklabruck und Vöcklamarkt erfolgen. Die Baumaßnahmen können daher erst im 
Sommer 2017 beginnen. Bezügl. Finanzierung ist eine 70%ige Landesförderung zu erwarten. Die 
Landesmittel werden voraussichtlich auf mehrere Tranchen aufgeteilt. Seitens des Landes ist die 
Durchführung eines Architektenwettbewerbs nicht verpflichtend. Die ins Auge gefasste Beratung 
zur Erstellung eines pädagogischen Schulraumkonzepts wird positiv beurteilt. Die Errichtung von 
Schulcontainern während der Bauarbeiten soll weitestgehend vermieden werden. Falls dies 
dennoch notwendig ist, muss über eine Förderung noch extra verhandelt werden. Falls für die 
Projektumsetzung ein sog. GÜ-Modell angestrebt wird, dann sind die GÜ-Kosten förderfähig. 

 
j) Am 17. April findet im Bereich der Lenzing AG zwischen 17 und 20 Uhr eine große Notfallübung 

statt. Übungsannahme ist ein Großbrand in der Zellstoffproduktion. Während der Übung ist im 
Bereich der Lenzing AG mit Verkehrsbehinderungen zu rechnen. Die Reibersdorfer Straße ist 
gesperrt. Es werden auch außerhalb des Werksgeländes Warntöne und Lautsprecherdurchsagen 
wahrnehmbar sein.  
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k) Nach der Landwirtschaftskammerwahl wurde bei der konstituierenden Sitzung des 

Ortsbauernausschusses am 16. März wurde Markus Gebetsberger aus Haining zum neuen 
Ortsbauernobmann gewählt. Er folgt damit Fritz Seiringer nach, der diese Funktion 12 Jahre lang 
mit Umsicht, Kompetenz und Engagement ausübt hatte. Herzliche Gratulation an Markus 
Gebetsberger zur Wahl und ein großes Kompliment und Dankeschön an Fritz Seiringer ! 

 
l) Bei der Gartenmesse „Blühendes Österreich“ in Wels war auf dem Stand von Biogärtner Karl 

Ploberger eine besondere Spielhaus-Installation ausgestellt. Diese wurde zu einem Messe-
Sonderpreis in Höhe von € 11.500.- exkl. Mwst. angeboten. Da zuletzt mehrfach (u.a. auch vom 
Dorfentwicklungsverein) der Vorschlag für die Errichtung eines neuen „Pfahlbau-Spielplatzes“ im 
Ort (Promenade, Goldbergwiese) gekommen ist, stimmte der  Gemeindevorstand mehrheitlich zu, 
die Spielanlage auf der Promenade zu errichten, und empfahl einen Standort in der Nähe des 
Cafe Eiszeit. Der Ankauf soll durch den Dorfentwicklungsverein erfolgen. Die Gemeinde wird die 
Kosten für die Erdarbeiten und für den Fallschutz übernehmen. Das Projekt wird mittlerweile als 
LEADER-Projekt ausgearbeitet und soll möglichst rasch umgesetzt werden. 

 
Beschlüsse des Gemeindevorstandes 
 
a) Zur endgültigen Behebung diverser Rückstauprobleme im Bereich des Hausanschlusses 

Kalleitner in Litzlberg sollen weitere Maßnahmen ausgeführt werden. Die Gemeinde wird 2/3 der 
tatsächlich anfallenden Kosten (max. € 6.000.-) tragen.  

 
b) Zur  Verbesserung der Raumakustik im Aufenthaltsraum des Betreubaren Wohnens wurde der 

Auftrag für die abgehängte Decke (Gipskarton-Lochplatten)  an die Firma Käfer (€ 3.000.-) und für 
die Lieferung der Beleuchtungskörper an die Firma Rauch (€. 1149.-) erteilt.  

 
c) Im Proberaum des Musikheims der MMK Seewalchen ist die Beleuchtung zu erneuern. Der GV 

beschloss die Erneuerung der Beleuchtungskörper in LED-Ausführung vorzunehmen. 
 
d) Für die anstehende Erneuerung des Lieferwagens bei der Aktion Essen auf Rädern beschloss der 

Gemeindevorstand den Ankauf eines Elektroautos. 
 
e) der Auftrag für die Zimmermannsarbeiten beim Projekt Stegverlängerung beim Ruderverein 

erging an die Firma Schönleitner Bau GmbH (€ 12.456.- netto). 
 
f) Auftragsvergaben für die 4. Bauetappe der NMS-Sanierung: 

Außenanlagen Stern & Hafferl Bau (€ 67.785.-) 
Malerarbeiten Firma Happy-Maler (€ 5.514.-) 
Diverse Gärtnerarbeiten Blumenhaus Mayer (€ 11.429.-) 
Fliesenlegerarbeiten Firma Plavsic (€ 14.906.-) 
Steinmetzarbeiten Firma Zechmeister-Reischauer (€ 6.460.-)  

g) Auftragsvergaben für die Einführung der Ganztagsschule in der NMS: 
Bodenlegerarbeiten Firma Hirschböck (€ 7.964.-) 
Malerarbeiten Firma Happy-Maler (€ 5.466.-) 
Heizungs- u. Sanitärarbeiten  Firma GEG (€ 10.911.-) 
Elektroinstallationsarbeiten Firma EBG (€ 23.571.-) 
Einrichtung Firma Mayr Schulmöbel (€ 18.290.-) 
Deckenvorhangschal Firma Wieser (€ 1.160.-) 
Türen Firma Baldinger (€ 4.315.-) 
Abgehängte Decken Firma Käfer (€ 6.878.-) 

 
h) Personalaufnahmen:  

Frau Angelique Walter und Frau Helga Kaufmann als Kassiererinnen sowie Frau Silvia Deimel 
und Frau Josefine Reisinger als Reinigungskräfte im Strandbad. Herr Reinhard Herndl als 
Bademeister-Stellvertreter im Strandbad. Herr Andreas Reiter aus Steindorf als Mitarbeiter im 
Bauamt (Nachfolge Gerhard Mohr infolge Pensionierung). 
 

i)   TOP 3 wird abgesetzt !  



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 16.4.2015                                                                                   Seite 5 von 33 
 
 
1.  Rechnungsabschluss  
  für das Finanzjahr 2014 
 
Bgm. Reiter: 
Der Entwurf des Rechnungsabschlusses samt der Vermögens- und Schuldenrechnung für das 
Finanzjahr 2014 ist zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Marktgemeindeamt aufgelegen. 
Gegen diesen Entwurf wurden keine Erinnerungen eingebracht. Siehe im Akt befindlichen Bericht der 
Finanzabteilung zum ordentlichen und außerordentlichen Haushalt. 
 
Der Prüfungsausschuss hat den Rechnungsabschluss an Hand der von der Finanzabteilung 
vorgelegten Zahlen und Daten am 30. März 2015 eingehend geprüft. 
 
Der Vorsitzende ersucht den Obmann des Prüfungsausschusses um seinen Bericht und Antrag. 
 
KASSEN – IST – BESTAND  per  31.12.2014:   
Gesamteinnahmen 2014          14,033.064,90 
Gesamtausgaben  2014    13,723.880,01 
Ist – Überschuss                          309.184,89  
 
ORDENTLICHER  HAUSHALT: 
€    9,246.011,33  Einnahmen 
€    9,057.079,72   Ausgaben 
--------------------------------------------------- 
€       188.931,61       Sollüberschuss 
 
AUSSERORDENTLICHER  HAUSHALT: 
€     2,273.415,48 Einnahmen 
€     2,316.965,24  Ausgaben 
---------------------------------------------- 
€         - 43.549,76 Sollfehlbetrag 
 
VERMÖGENS- U. SCHULDENRECHNUNG: 
Vermögenstand per 31.12.2014     €  32,303.900,82 
Schuldenstand per   31.12.2014     €    4,094.372,88 
Haftungsstand per   31.12.2014     €    2,005.842,00 
Rücklagenstand per 31.12.2014     €    1,547.787,85 
Pro-Kopfverschuldung per 31.12.2014  €              752,23 
 
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 

den Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2014 mit den genannten Summen zur Kenntnis 
zu nehmen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, 

aufgrund der Empfehlung des Prüfungsausschusses € 150.000,- aus dem ausgewiesenen 
Sollüberschuss der Zukunftsrücklage zuzuführen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
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2.  Budget 
  Anpassung der Strandbadgebühren 
 
Bgm. Reiter: 
In den letzen Jahren wurden die Strandbadgebühren um dem Ziel, einheitlicher Bädertarife am 
Attersee näher zu kommen, mehr und mehr angeglichen (siehe im Akt befindliches Bäderverbund-
Protokoll vom 4.11.2014, Pkt. 3.). Die Tarife in Seewalchen sind mit dem Attersee-Bäderverbund 
bereits weitgehend ident. Bemerkt wird, dass bei der Angleichung die Tarife im Strandbad 
Seewalchen als Richtschnur für den BV dienten. Abweichungen gibt es bei den Saisonkarten (BV       
€ 96,- , Gemeinde € 93,50). Sie sollen vorerst nicht an die Tarife des Bäderverbundes angeglichen 
werden. Unabhängig davon, ob Bäderverbund- oder Gemeindetarif, bleibt die Regelung, dass Bürger 
der Marktgemeinde einen 20%-igen Nachlass bekommen, aufrecht. 
Zu den Strandbadfinanzen ist anzumerken, dass die Gemeinde im Jahr 2014 durch die extrem 
schlechte Witterung einen Abgang von rd. 70.000,- zu verzeichnen hatte. Jedoch selbst in einem 
durchschnittlichen Sommer ist mit einem jährlichen Abgang von rd. € 30.000,- zu rechnen. Dies ist vor 
allem der Neuorganisation der Reinigung sowie der Bäderaufsicht (nicht mehr Sache des Pächters) 
geschuldet. Darüberhinaus sind aufgrund des fortschreit-enden Alters der Anlagen vermehrte 
Instandhaltungen sowohl an den techn. Anlagen wie auch an den Gebäuden notwendig. Eine 
jährliche Anpassung der Tarife ist aus betriebswirtschaftlicher Sicht geboten. 
Die Basis für die Indizierung ist der VPI 2010. Die Beträge wurden kaufmännisch gerundet. 
 
Zusatzinfo – verkaufte Bäderverbundkarten: 
      Saisonkarten    Punktekarten    Gesamt   Anteil Ges.Verkauf 
2013      47        80        127     0,4% 
2014      44        74        118     0,7%      
Tageskarten sind als Bäderverbundkarten nicht erhältlich! 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegenden Gebühren, gültig ab der Badesaison 2015 zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche (Stimmenthaltung: Weichselbaumer) Annahme fest. 
 
 
 
3.  Pacht 
  Abschluss eines  neuen Pachtvertrages mit der Diözese für den Schulsportplatz 
 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt 
 
 
 
4.  Grundverkauf 

Verkauf eines Teiles des Grst.Nr. 2121/4, KG Seewalchen an die Wassergenossenschaft 
Seewalchen 

 
Bgm. Reiter: 
Die Wassergenossenschaft Seewalchen hat mit Mail vom 11.2.2015 wegen Verkaufes einer 
Teilfläche im Ausmaß von ca. 400 m² des Grst. Nr. 2121/4 angefragt. Die Teilfläche befindet sich im 
Anschluss an den Brunnen Rosenau und soll   eine Lagerhalle errichtet werden. Das gegenst. 
Grundstück ist als Bauland „B“-Betriebsbaugebiet gewidmet.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes einem Verkauf zu einem 
m²-Preis von € 55,00 zuzustimmen. Sämtliche mit der Durchführung des Verkaufs 
anfallenden Kosten sind von der Käuferin zu tragen.  
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
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5.  Dienstpostenplan  

Änderung betreffend Aufwertung eines Dienstpostens  
 
Bgm. Reiter: 
Aufgrund der fachlichen Ausbildung als Metallbearbeitungstechniker und aufgrund der Bestimmungen 
der Einreihungsverordnung ist eine Aufwertung des Dienstpostens von GD 21 auf GD 19 möglich.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den von Manuel Reitinger 
besetzten Dienstposten auf GD 19 mit Wirkung 1.7.2015 aufzuwerten und den 
Dienstpostenplan entsprechend abzuändern. 

 
GR. Kaniak fügt hinzu, dass wenn ein Beamter, Arbeiter oder Bediensteter aufgenommen werde da 
sei dieser ja für einen Dienstposten vorgesehen. Man bewerbe sich ja um einen gewissen Posten. Er 
sehe die Aufwertung schon, aber dieser Mann sei ja für einen bestimmten Dienstposten engagiert 
worden. Musterbeispiel sei in Lenzing – wenn ein überqualifizierter Gemeindesekretär mit Doktorat 
plötzlich einen Verwaltungsposten annehme, sei dieser weit überqualifiziert. Deswegen bleibe er ja 
trotzdem auf dem bestimmten Posten mit der bestimmten Bezahlung. Es sei denn, er habe einen 
eigenen Werksvertrag bzw. einen Sondervertrag. Wie schaue das bei der Gemeinde aus? 
 
AL. Schmidt antwortet, dass grundsätzlich vor Ausschreibung eines Dienstpostens dieser 
Dienstposten frei sein müsse. Der Dienstgeber müsse wissen, was man wolle. Damals wollte man 
einen Kraftfahrer. Kraftfahrer seien in GD21, dies sei vom Land festgesetzt. Also sei damals der 
Dienstposten als GD21 ausgeschrieben und Herr Manuel Reitinger als Kraftfahrer aufgenommen 
worden. Herr Reitinger habe sich mit der Zeit positiv entwickelt und habe gewisse 
Schlossertätigkeiten übernommen bzw. gemacht. Aufgrund seiner fachlichen Ausbildung (er hat einen 
Fachbrief) und seiner Tätigkeit am Bauhof bestehe die Möglichkeit, dass man den Dienstposten 
aufwerte. Hätte man damals einen Schlosser oder Metallfacharbeiter gesucht, wäre der Dienstposten 
damals schon mit GD19 ausgeschrieben worden. Ein Kraftfahrer sei eben in GD21 einzustufen und 
dieser sei damals ausgeschrieben worden. Hätte er diese Zusatztätigkeiten nicht gemacht, wäre er 
nur Kraftfahrer und würde den Rest der Zeit am Müllabfuhrauto verbringen, wäre diese 
Besserstellung nicht möglich gewesen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
6.  Bestandsrecht 

Freilassungserklärung 
 
Bgm. Reiter: 
Die Familie Stallinger beabsichtigt, einen Teil ihrer Grundstücke ihrem Sohn bzw. ihrer Enkeltochter 
zu übergeben, weshalb geplant ist, einige Grundstücke vom Gutsbestand der Liegenschaft EZ 99 
abzuschreiben. 
 
Die Marktgemeinde Seewalchen hat mit Pachtvertrag vom 07.10.1999 die – gänzlich unabhängige - 
Grundfläche 1981/1 gepachtet, sodass dieses Bestandsrecht von der geplanten Abschreibung der 
beiden Grundstücke nicht umfasst ist. Dennoch ist das Bestandsrecht im Grundbuch ob der 
gesamten Liegenschaft einverleibt, weshalb formell die Zustimmung der Marktgemeinde Seewalchen 
zur geplanten Abschreibung notwendig ist. Aus diesem Grund ist eine Freilassungserklärung 
erforderlich.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes der vorliegenden 
Freilassungserklärung zuzustimmen. Sämtliche mit der Durchführung der Freilassung 
anfallenden Kosten sind von den Antragstellern zu tragen.  
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GR. Kaniak merkt an, dass diese Freilassungserklärung ein Entgegenkommen gegenüber der Familie 
Stallinger sei. Habe man sich schon einmal Gedanken darüber gemacht – nachdem die Versuche 
gescheitert seien dieses Areal käuflich zu erwerben – dass man, wenn man noch 10 Jahre warte, 
dies schon doppelt oder dreifach bezahlt habe. Jetzt sei doch die ideale Gelegenheit, bei dieser 
Auflösung, dass man als Gemeinde die Interessen wahrnehme und dies optimiere (man sei ihnen ja 
auch entgegen gekommen) wenn es zum Kauf komme, dass die Gemeinde ein Vorkaufsrecht erhalte 
und dies erwerben könne. Es könne ja sein, dass alles verkauft werde und dann habe man einen 
beinharten Geschäftsmann der sage, dies koste jetzt € 500,00 oder € 800,00. Und so bekomme man 
es vielleicht jetzt etwas günstiger. Hier sei das Geschick des Bürgermeisters und des Vorstandes 
gefragt. Zum Wohle der Gemeinde könne er sich vorstellen in dieser Sache Verhandlungen zu 
führen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass GR Kaniak grundsätzlich nicht Unrecht habe. Immer wenn jemand 
von der Gemeinde was wolle, könne man im Gegenzug sagen – wir könnten auch etwas von euch 
brauchen. Grundsätzlich dürfe man das nicht. Dies sei eine hoheitliche Erklärung die hier abgegeben 
werde, oder auch nicht abgegeben wird. Faktum sei, dass es nach wie vor möglich sei irgendwelche 
Gespräche zu führen – in welchem Zusammenhang auch immer. Ein direkter Zusammenhang dürfe 
nicht hergestellt werden. Grundsätzlich sage er dazu, dass es hier um die Übergabe speziell und 
nicht um den gesamten Besitz sondern nur um einen Teil gehe. Es gehe um das Gasthaus und um 
ein Baugrundstück für die Enkeltochter. Die Grundstücke seien mit unseren Pachtvertragseinträgen 
belastet. Er würde dies schon sehr hart finden, wenn man sage sie würden die Erklärung nur dann 
bekommen wenn dies und das gemacht werde. Zu dem, dass das jedes Jahr teurer werde müsse er  
sagen, dass seiner Erinnerung nach in dem Vorkaufsrecht drinnen stehe, dass von ortsüblichen 
Preisen, welche von einem Sachverständigen festgestellt werden, auszugehen sei und nicht von 
irgendwelchen fiktiven Liebhaber- oder Marktpreisen. Er gehe davon aus, dass solche 
Vereinbarungen halten. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Abwasserbeseitigung – BA 13 Litzlberg 

Gesamtlösung betreffend Überbauung beim Rückhaltebecken am Grundstück Gebetsberger; 
 Neuerliche Beratung  

 
Bgm. Reiter: 
Wie hinlänglich bekannt ist, wurden bei der Errichtung des Rückhaltebeckens beim Kanal BA 13 in 
Litzlberg eine rd. 3 m lange Kanalleitung und ein Schacht für einen Reinigungsbrunnen irrtümlich auf 
dem nebenliegenden Grundstück von Herrn Josef Gebetsberger errichtet. Nachdem bisher mehrere 
Vergleichsversuche mit dem Grundeigentümer scheiterten, wurde mit Schreiben vom 18.3.2014 das 
Amt der Oö. Landesregierung um eine Duldungsverpflichtung für die geplanten 
„Rückbaumaßnahmen“ der Überbauten ersucht. Mit Bescheid vom 1.9.2014 wurde die Duldung für 
die geplanten Baumaßnahmen erteilt. Gegen diesen Bescheid hat Herr Josef Gebetsberger am 
22.9.2014 Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht eingebracht, über die bis dato noch nicht 
entschieden ist.  
 
Vor Kurzem hat DI Irrgeher, der mit der Bauleitung bei diesem Projekt und von der Gemeinde mit der 
Abwicklung der Rückbaumaßnahmen beauftragt war/ist, mitgeteilt, dass es nun eine einvernehmliche 
Lösung gäbe, die aus seiner Sicht für alle Beteiligten positiv wäre. Herr Gebetsberger wäre bereit, 
eine Zustimmungserklärung zum Bestand der Überbauten mittels Dienstbarkeitsvertrag zu 
unterfertigen, sofern er eine Entschädigungszahlung in Höhe der geschätzten Baukosten für die 
Entfernung der Überbauten erhält  (€ 35.000.-). Die Entschädigungszahlung würde die 
Haftpflichtversicherung von DI Irrgeher übernehmen. 
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Weiters soll eine Drainageleitung zur Entwässerung des Grundstücks Gebetsberger verlegt werden 
(rd. € 3.000.- brutto). Die Drainagekosten und die Kosten für die Vertragserrichtung etc. soll die 
Marktgemeinde Seewalchen tragen.  
 
Nach Rücksprache mit der Wasserrechtsabteilung des Landes wäre diese Lösung sinnvoll und würde 
der Kanal BA 13 dann auch kollaudiert werden können. 
 
Ein entsprechender Dienstbarkeitsvertrag wird vom Notariat Gebetsberger in Vöcklabruck 
ausgearbeitet  und soll spätestens bis zur GR-Sitzung vorliegen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes der vorgeschlagenen 
Gesamtlösung zuzustimmen und vorliegenden Dienstbarkeitsvertrag mit Herrn 
Gebetsberger Josef MA abzuschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche (Stimmenthaltung: Kaniak) Annahme fest. 
 
 
 
 
 
8.  Volksschule Seewalchen 

Beschlussfassung über die Entnahme der Liegenschaft EZ 2116, KG 50319 Seewalchen, 
Bezirksgericht Vöcklabruck, aus der Verein zur Förderung der Infrastruktur der Marktgemeinde 
Seewalchen am Attersee & Co KG 

 
Bgm. Reiter: 
In den Sitzungen des Gemeinderates vom 5.2.2009 sowie vom 14.12.2011 hat die Gemeinde den 
Beschluss gefasst, die Aufgaben der Errichtung, Sanierung und Verwaltung der Gebäudeinfrastruktur 
der Hauptschule, der Errichtung und Verwaltung der Gebäudeinfrastruktur der Volksschule und der 
Verwaltung der Gebäudeinfrastruktur der Polytechnischen Schulen und des Schülerhortes 
auszugliedern und der Verein zur Förderung der Infrastruktur der Marktgemeinde Seewalchen am 
Attersee & Co KG (im Folgenden „KG“) zu übertragen. 
 
Im Zusammenhang mit dieser Aufgabenausgliederung hat der Gemeinderat am 14.12.2011 den 
Abschluss eines Vertrages zwischen der Gemeinde und der KG über die Einbringung der 
Liegenschaften EZ 2116, KG 50319 Seewalchen, Bezirksgericht Vöcklabruck, mit dem inneliegenden 
Grundstück 1931/2 und der EZ 1242, KG 50319 Vöcklabruck, Bezirksgericht Vöcklabruck, mit dem 
inneliegenden Grundstück 1931/4, in die KG genehmigt. Der Vertrag wurde am 21.12.2011 
unterfertigt. Der Vertrag wurde grundbücherlich durchgeführt, sodass die KG grundbücherliche 
Eigentümerin der Liegenschaften EZ 2116, KG 50319 Seewalchen, Bezirksgericht Vöcklabruck, mit 
dem inneliegenden Grundstück 1931/2 und der EZ 1242, KG 50319 Vöcklabruck, Bezirksgericht 
Vöcklabruck, mit dem inneliegenden Grundstück 1931/4, wurde. 
 
Die KG beabsichtigte auf dem Grundstück 1931/2 die Generalsanierung der Volksschule. Aufgrund 
einer zwischenzeitig eingetretenen Änderung der Steuergesetzgebung hat die KG bei neuen 
Projekten keinen Vorsteuerabzug mehr, sodass deren Abwicklung durch die KG nicht mehr sinnvoll 
ist. 
 
Die Gemeinde beabsichtigt nun die Neuerrichtung der Volksschule. Damit die Gemeinde das Projekt 
„Neuerrichtung der Volksschule“ später selbst umsetzen kann, beabsichtigt sie, die im Jahr 2011 
erfolgte Aufgabenausgliederung zum Teil – nämlich hinsichtlich der Aufgabe der Errichtung und 
Verwaltung der Gebäudeinfrastruktur der Volksschule und der Verwaltung der Gebäudeinfrastruktur 
der Polytechnischen Schulen und des Schülerhortes – rückgängig zu machen und die Liegenschaft 
EZ 2116, KG 50319 Seewalchen, Bezirksgericht Vöcklabruck, aus der KG zu entnehmen. Die Liegen-
schaft ist bebaut. 
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Die Entnahme der Liegenschaft erfolgt unter Mitübertragung des Pfandrechts für das Land 
Oberösterreich in der Höhe von EUR 527.100,-- (C-LNR 1 a der Liegenschaft EZ 2116, KG 50319 
Seewalchen, Bezirksgericht Vöcklabruck). 
 
Die Haft- und Pflichteinlage der Gemeinde werden durch die Entnahme nicht geschmälert. Die KG 
treffen durch die nunmehr beabsichtigte Entnahme keine sonstigen finanziellen Nachteile. 
 
Die Eigentumsübertragung erfolgt durch Einverleibung des Eigentumsrechts zu Gunsten der 
Gemeinde ob der Liegenschaft EZ 2116, KG 50319 Seewalchen, Bezirksgericht Vöcklabruck. Zu 
diesem Zweck ist die Unterfertigung der vorliegenden Aufsandungserklärung durch die KG und die 
Gemeinde erforderlich. 
 
Der Bürgermeister stellt die Anträge, 
 
(a) die Ausgliederung der Aufgabe der Errichtung, Sanierung und Verwaltung der 

Gebäudeinfrastruktur der Hauptschule, der Errichtung und Verwaltung der 
Gebäudeinfrastruktur der Volksschule und der Verwaltung der Gebäudeinfrastruktur der 
Polytechnischen Schulen und des Schülerhortes, wird zum Teil – nämlich hinsichtlich der 
Aufgabe der Errichtung und Verwaltung der Gebäudeinfrastruktur der Volksschule und 
der Verwaltung der Gebäudeinfrastruktur der Polytechnischen Schulen und des 
Schülerhortes – rückgängig gemacht: Die Aufgabe der Errichtung und Verwaltung der 
Gebäudeinfrastruktur der Volksschule und der Verwaltung der Gebäudeinfrastruktur der 
Polytechnischen Schulen und des Schülerhortes wird künftig wieder von der Gemeinde 
wahrgenommen. Die Aufgabe der Errichtung, Sanierung und Verwaltung der 
Gebäudeinfrastruktur der Hauptschule verbleibt bei der KG. 
 

(b) die Entnahme der Liegenschaft EZ 2116, KG 50319 Seewalchen, Bezirksgericht 
Vöcklabruck, aus der KG wird genehmigt. 
 

(c) die vorliegende Aufsandungserklärung wird genehmigt und der Bürgermeister wird 
ermächtigt, diese Aufsandungserklärung für die Gemeinde zu unterfertigen. 

 
GR. Kaniak merkt an, dass die wunderschöne Bemerkung des Bürgermeisters über die 
Notwendigkeit und den Sinn bedeutsam sei. Dies wolle man jetzt nicht mehr weiter erörtern. Er wolle 
auch nicht auf die Historie zurückkommen, da dies eine der großen Chancen gewesen sei die 
Seewalchen wieder verspielt habe. Es werde ja überall versucht Chancen zu sehen. Das 
Schulzentrum sei eine Chance gewesen. In Seewalchen sei man seit 6 Jahren in Containern und das 
Hauptargument damals sei gewesen, dass man nicht neu andenken könne weil dies zu lange dauern 
würde. Jetzt habe man schon 5 Jahre gebraucht und bis jetzt sei noch nichts passiert und man 
arbeite weiter. Er wolle nur eine ganz klare Definition. A) Was habe man sich durch diesen Vorgang 
bis jetzt erspart? B) Bzgl. der Volksschule welche Kosten werden entstehen? Darüber wolle er gerne 
eine Auskunft haben. 
 
Der Bürgermeister antwortet, wie solle man jetzt aus dem Stehgreif die Ersparnis aus einem 
Millionenprojekt vorlegen? 
 
GR. Kaniak merkt an, dass es gerade da wichtig sei, da man ja im vor hinein sonst keine 
Entscheidungen treffen könne wenn man nicht wisse was man sich erspare und welche Kosten bei 
einer Rückwidmung entstehen. Frau Dr .Fekter habe ja auch erklärt, dass die Griechenlandanleihen 
ein Geschäft werde. Dies sei ja ein Federstrich von ihr gewesen diese Mehrwertsteuergeschichte vom 
Tisch zu bekommen für öffentliche Bauten.  
 
Der Bürgermeister fügt an, dass die Ersparnis die sich bei der Abwicklung des Sanierungsprojektes 
der NMS ergebe, sei der Vorsteuerabzug. Dass natürlich auch Kosten durch die Gründung und 
Bilanzierung erwachsen seien, könne man nächstes Jahr bei der Projekt-Endabrechnung gerne 
gegenüberstellen. Aber aus dem Stehgreif könne man das nicht sagen. Es gebe ja auch in der 
nächsten Periode einen Prüfungsausschuss und da könne man sich das alles noch genau ansehen. 
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AL. Schmidt merkt an, dass es ihm als KG-Obmann sehr leid tue, die Volksschule wieder 
zurückzugeben. Die Anmerkung von GR. Kaniak werde sicher einmal Thema für den 
Prüfungsausschuss für eine eingehende Prüfung. Was habe man sich erspart, was habe alles 
gekostet. Aber auch die Frage warum habe es soviel gekostet. Auch das – die politischen 
Entscheidungen – gehöre dabei hinterfragt. Auch das sei Aufgabe des Prüfungsausschusses, nicht 
nur die Zahlungen. 
 
GR. Hoyer hoffe, dass bei der Marktgemeinde Seewalchen dies sonst nicht immer üblich sei und solle 
nicht so gehandhabt werden immer wenn man sich nicht auskenne und nicht ermitteln wolle, dass 
man dann sage – das solle ein Ausschuss machen. GR. Kaniak habe ganz klar 2 Fragen formuliert 
und man bekomme ja jedes Mal vor der GR-Sitzung ein wunderschönes Blatt Papier – vielleicht 
könne man das im Zuge der Vorbereitung der nächsten GR-Sitzung ganz klar beantworten, ohne 
wieder einen Ausschuss zu konsultieren, sondern dass dies von Amtswegen her ermittelt werde. Was 
ja eine Selbstverständlichkeit sei. 
 
AL. Schmid fügt hinzu, dass dies kein Problem sei. 
 
GV. Hemetsberger merkt an, dass es Sinn mache die Volksschule aus der KG zu nehmen und zurück 
in das Gemeindeeigentum. Nur sei es jetzt sehr interessant was das in der Endabrechnung koste. 
Man habe seinerzeit bei der KG schon Zweifel angemeldet und man werde am Ende der 
Fahnenstange sehen, was man sich wirklich erspart habe. Er bezweifle es, aber es sei sehr positiv zu 
bewerten, dass die Volksschule wieder in das Eigentum der Gemeinde zurückgeführt werde.  
 
GV. Berger fügt an, dass alle miteinander wissen warum man diese KG gegründet habe. Es war die 
Möglichkeit geboten worden für diese Schulbauform vorsteuerabzugsberechtigt zu werden. Dies sei 
die Grundidee des Ganzen gewesen und es wäre ein großer Vorteil gewesen. Diesen Vorteil konnte 
man bei der Sanierung der NMS lukrieren. Dass der Bund die Gesetzesänderung so schnell wieder 
zurückführe, dass dieser Vorsteuerabzug für die Volksschule jetzt nicht mehr Gegenstand sei, sei für 
alle hier unverständlich – aber dies sei leider eine Tatsache. Auf der positiven Seite sei auf jeden Fall 
der Vorsteuerabzug bei der NMS, dem gegenüber stehen jetzt aber die Verfahrenskosten die durch 
diese Umwidmungen da seien.  
Diese Dinge seien leider Gottes von der Gemeinde her nicht zu beeinflussen und deswegen finde er 
es für nicht ganz richtig, wenn man versuche, Dinge aufzurechnen und dies auf Gemeindeebene, für 
etwas wo man nichts dafür könne. Es wäre sicher allen miteinander lieber gewesen, wenn man auch 
für den Volksschulenneubau den Vorsteuerabzug lukrieren hätte können, weil dann hätte man sich 
als Gemeinde 20% Ausgaben ersparen können und dies wäre für die Gemeinde ein wesentlicher 
Vorteil gewesen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seine gestellten Anträge durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche (Stimmenthaltungen: Kaniak, Schmuck) Annahme fest. 
 
 
 
 
9.  Sanierung Neue Mittelschule Seewalchen durch die VFI & CoKG 
  Zustimmungen zu Auftragsvergaben  

a) Schulhofgestaltung 
b) Akustikmaßnahmen 

 
Bgm. Reiter: 
Zu TOP 9 a) 
Für die Schulhofgestaltung wurde durch den Planer eine Ausschreibung durchgeführt. Als 
Billigstbieter wurde die Firma Blumenhaus Mayer ermittelt.  
 
Zu TOP 9 b) 
Aufgrund der Akustikmessungen wurde ein Angebot der Firma Käfer eingeholt.  
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Der Bürgermeister stellt die Anträge, 
 

a) den Auftrag für die Schulhofgestaltung an die Firma Blumenhaus & Gartenbau Mayer, 
Lenzing, zu einem Preis von € 75.752,11 netto zu vergeben 

 
b) den Auftrag für die Akustikmaßnahmen an die Firma Kaefer Isoliertechnik GmbH, zu 

einem Preis von € 18.187,201 netto zu vergeben 
 
Der Bürgermeister lässt über seine gestellten Anträge durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche (Stimmenthaltungen: Kaniak, Dorfer, Hemetsberger, Hoyer) Annahme fest. 
 
 
 
 
10. BA 15 – Gerlham 
  Nachträgliche Änderungen 
 

a) Zufahrtstraße zu Holzleitner – Verlegung RW-Kanal 
b) Verlegung SW Zubringer PW Schild + Grohmann  
c) Verlängerung Regenwasserkanal Zubringer RG West  
d) Asphaltierung Zufahrtstraße zu Laminger/Ehrnleitner  
e) Zusätzliche Einmündungsstellen bei den Objekten Reiter und Kaltenbrunner 
f) Hausanschluss für das Grundstück 823/2  
g) Zubringer für das Grundstück 781 (Kaltenbrunner, Gerlham 1)  

 
Bgm. Reiter: 
Im Zuge der Kanalhausanschlussbegehungen in Gerlham wurden von Anrainern diverse 
Änderungswünsche und Verbesserungsvorschläge eingebracht und auch von der Bauleitung 
Änderungen vorgeschlagen, über die entschieden werden muss. Einzelne dieser Vorschläge wurden 
bereits in der letzten Umweltausschusssitzung besprochen. Die errechneten Nettokosten wurden vom 
Büro dlp ermittelt.  
 
h) Zufahrtstraße zu Holzleitner – Verlegung RW-Kanal 

In der Einreichplanung sind Reinwasserkanäle im Wesentlichen nur in der Ortsdurchfahrt 
vorgesehen. Für die Zufahrtsstraße zu den Häusern Holzleitner, Ehrnleitner usw. ist jedoch keine 
Entwässerung vorgesehen. Von den Anrainern wird glaubhaft informiert, dass bei Dauer- und 
Starkregen die Oberflächenwässer unkontrolliert abfließen und zu kleinräumigen Überflutungen 
führen. Lt. DI Dienesch wäre daher in diesem Bereich ein Regenwasserkanal durchaus sinnvoll. 
Die Kosten dafür würden sich auf € 11.000,00 belaufen. 
 

i) Verlegung SW Zubringer PW Schild + Grohmann 
In der ursprünglichen Planung war ein Schmutzwasserstrang im Grundstück von Herrn und Frau 
Holzleitner, Gerlham 41, Grst.Nr. 743/1, KG. Litzlberg, geplant. Dieser sollte parallel zur 
erforderlichen Druckleitung verlegt werden. Anlässlich einer Begehung haben Dr. Schild und 
Grohmann den Vorschlag unterbreitet, doch den Schmutzwasserkanal auf ihrem Grundstück, 
entlang der Grenze zu Födinger, verlaufen zu lassen. Dlp hat die Kosteneinsparung durch die 
Umlegung des Kanals mit € 7.700,00 beziffert. Diese Umplanung bringt beim Anrainer Födinger 
Mehrkosten bei der Hausanschlussleitung. Diese sollen von der Gemeinde getragen werden (rd. 
20 lfm Kanal in 1,2 m Tiefe, ca. € 1.600.-).  

 
j) Verlängerung Regenwasserkanal Zubringer RG West 

Um die die letzten Häuser in Gerlham in Richtung Haining (Klein, Ehrnleitner), an den 
Regenwasserkanal anschließen zu können müsste der Strang verlängert werden. Die Mehrkosten 
würden sich auf  € 3.050,00 belaufen. Um das Haus Klein in freiem Gefälle an den 
Schmutzwasserkanal anschließen zu können müsste der letzte Kanalschacht um 0,60 cm tiefer 
gelegt werden. Die Kosten dafür würden sich auf € 500,00 belaufen, somit Mehrkosten für 
Regenwasseranschlüsse und Schmutzwasseranschluss von insgesamt € 3.550,00. 
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k) Asphaltierung Zufahrtstraße zu Laminger/Ehrnleitner 

Ursprünglich war die Asphaltierung dieser Zufahrt nicht vorgesehen. Dzt. ist nur ein kurzes Stück 
von der Ortsdurchfahrt weg asfaltiert, ein Teil ist mit Fräsgut, der Rest mit Schotterbelag. Da diese 
Zufahrt die einzige nicht asfaltierte öffentliche Zufahrtsstraße in Gerlham nach dem Kanalbau 
wäre, erscheint die Anregung zur Asfaltierung angebracht. Kosten € 7.500,00.  
Im Falle der Asphaltierung werden durch die Gemeinde folgende Beträge vorgeschrieben: 
Aufschließungsbeitrag Ehrnleitner: € 1.350,90 (auf 5 Jahre aufgeteilt); Verkehrsflächenbeitrag 
Laminger: € 2.096,90 (oder € 1.048,50 wenn der bestehende Unterbau der Straße verwendet 
werden kann, was eher unwahrscheinlich ist). Verkehrsflächenbeitrag Höllnsteiner:  € 1.255,90  
 

l) Zusätzliche Einmündungsstellen bei den Objekten Reiter und Kaltenbrunner 
Reiter und Kaltenbrunner, Gerlham 6 u. 56 haben jeweils 2 Senkgruben, die an das Kanalnetz 
angeschlossen werden müssen. Um nicht auf den jeweiligen Grundstücken graben zu müssen, 
auf denen z.T. feste Einbauten vorliegen (Gartenanlagen, Zaunfundamente, Pflasterung, 
Asfaltierung, …) soll der öffentliche Kanal verlängert werden. Die geschätzten Kosten würden sich 
dafür auf € 6.700,00 bzw. € 6.000,00, also insgesamt auf € 12.700,00 belaufen, die Kosten 
würden von Reiter und Kaltenbrunner getragen werden. 
 

m) Kanalanschluss für Grundstücke mit Baulandpotential 
In der Einreichplanung sind keine Kanalanschlüsse für Grundstücke ohne Baulandwidmung 
vorgesehen. Da im nächsten Jahr die Überarbeitung des Flächenwidmungsplans erfolgt, soll 
grundsätzlich überlegt werden, bereits jetzt im Zuge der Kanalisierung in Gerlham einen 
Anschluss für jene Grundstücke zu errichten, die grundsätzliches Baulandpotential aufweisen. 
Selbst wenn die Gemeinde hier in Vorlage tritt (Kosten je Anschluss rd. € 1.000.-), erscheint 
diese Vorgangsweise sinnvoll, um sich spätere Aufgrabungen zu ersparen. Im Falle einer ev. 
Umwidmung des Grundstückes (bzw. einer Teilfläche) wird die Mindestanschlussgebühr fällig 
(dzt. €  3.169.- netto). Die angefragten bzw. ins Auge gefassten Grundstücke sind: Grundstück 
823/2 und (842/843 Baumgartinger), Grundstück 763/1 (Ehrnleitner), Grundstück 766/1 
(Laminger). 

 
n) Zubringer für das Grundstück 781 (Kaltenbrunner, Gerlham 1) 

Für das Grundstück soll ein Zubringer errichtet werden. An diesen Zubringer soll auch das Objekt 
Gerlham 11 (Pühringer) angeschlossen werden.  Es hat sich herausgestellt, dass das Objekt von 
Herrn Kaltenbrunner nicht über die vorgesehene Leitung angeschlossen werden kann, weil eine 
Verlegung des Kanals über das Grundstück, bedingt durch die im Grundstück verlegten 
Erdkollektoren, nicht möglich ist. Die zusätzlichen Kosten dafür belaufen sich auf € 2.600,00. 

 
WICHTIGER HINWEIS: 
Aufgrund der „strengen Richtlinien“ im Bauvertrag mit der Fa. Swietelsky werden von der Baufirma 
sämtliche, auch geringfügige, Änderungen ausnahmslos zur Kenntnis gebracht. Bei der 
Baubegehung mit BauL DI Dienesch in der KW 15 sind weitere Änderungen besprochen worden 
(siehe beiliegende Mail). Lt. DI Dienesch (Besprechung am Fr. 10.4.) sind sämtliche hierin angeführte 
Positionen sinnvoll bzw. notwendig. Beim Punkt 2 (Pumpwerk im Bereich der Liegenschaft König) 
sind noch Gespräche mit Familie König zu führen (Zustimmungserklärung). Über die vorliegenden 
Änderungen soll in einem Zusatzantrag entschieden werden. 
 
Der Bürgermeister stellt die Anträge, 

a) den Regenwasserkanalstrang  herzustellen 
b) der Verlegung SW Zubringer PW Schild + Grohmann zuzustimmen 
c) der Verlängerung Regenwasserkanal Zubringer RG West zuzustimmen 
d) die Zufahrtstraße zu Laminger/Ehrnleitner zu asphaltieren 
e) die zusätzlichen Einmündungsstellen bei den Objekten Reiter und Kaltenbrunner auf 

deren Kosten zu errichten  
f) die Grundstücksanschlüsse herzustellen 
g) den Zubringer zu errichten 
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Der Bürgermeister stellt den Zusatzantrag, 

die in der Mail der Bauleitung vom 8.4.2015 angeführten Punkte bzw. Projektänderungen 
zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 

 
GR. Hoyer stellt fest, dass es bei jeder Ausschreibung – obwohl er schon zig-mal darauf hingewiesen 
habe – das gleiche Problem gebe. Nämlich jenes, dass zum Zeitpunkt der Ausarbeitung der 
Ausschreibungsunterlagen keine exakte Abstimmung des Umfanges der Vertragsleistung des 
Ausschreibenden mit der Marktgemeinde erfolge. Eigentlich gehöre dies ja schon in der 
Planungsphase gemacht. In sehr vielen Gemeinden werde daher eine Informationsveranstaltung mit 
den Bürgern organisiert um herauszubekommen, welche Wünsche seien von den Bürgern gegeben, 
welche dann in die Planung einfließen können. Beides sei hier nicht erfolgt. Ganz im Gegenteil. Man 
habe im Ausschuss über zwei Probleme gesprochen, die der Bürgermeister unter Allfälliges 
eingebracht habe. Er sehe das so, man könne das natürlich schon so machen wie hier, in dem man 
die Ausschüsse umgehe und alles entscheide. Er würde schon empfehlen und ersuchen, dass man 
Änderungen über die Ausschüsse mache. Ebenso glaube er – er habe die Zahlen nicht mehr im Kopf 
– dass die Mehrkosten welche jetzt entstehen, nach den Unterlagen welche bei den Fraktionssitzung 
aufgelegen seien, wesentlich mehr seien. Dazu komme, dass viele dieser wasserrechtlichen Dinge 
noch keine Deckung haben und immer wieder das Problem anstehe, ob dies nach dem 
Wasserrechtsgesetz eine geringfügige Änderung sei oder nicht. Wie immer empfehle er das 
Einvernehmen mit dem Land herzustellen, nicht nur mit der Förderstelle, weil da komme man 
langsam auch in den 15% Überschreitungsbereich, sondern er würde hier auf jeden Fall die 
Wasserrechtsbehörde mit einbinden, damit man keine unangenehme Erfahrung bekomme. 
 
GV. Berger fragt nach, ob der Bürgermeister für die Punkte a-e eine Blockabstimmung durchführen 
wolle. Er habe die Bitte über den Punkt a) extra abzustimmen, weil im Umweltausschuss in den 
Gremien besprochen wurde, dass es sich hierbei um eine rein private Angelegenheit der 
Entwässerung gehe und aus diesem Grund habe man in der Fraktion gemeint – so wie im 
Umweltausschuss besprochen worden sei – dass dies eigentlich nicht Aufgabe der Gemeinde sein 
könne. Über den Rest könne man geschlossen abstimmen. Wenn es bei einer Blockabstimmung 
bleiben würde, würde man sich in Summe enthalten. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass dies aufgesplittert werde. Zum Punkt a) Regenwasserkanalstrang 
sei seine Sicht dazu, dass wenn man diesen nicht bauen würde dann sei die Frage warum gerade 
dort nicht. In allen anderen Siedlungsteilen sei ja einer gemacht worden. Aber er lasse das jetzt 
einmal dahingestellt. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen zu TOP 10 a) gestellten Antrag durch Handheben abstimmen 
und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 14 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
      
Gegen den Antrag 10 Stimmen SPÖ-Fraktion: 9 ohne Weichselbaumer 
   FPÖ-Fraktion: 1 Schmuck 
 
Stimmenthaltungen 7 Stimmen SPÖ-Fraktion: 1 Weichselbaumer 
   FPÖ-Fraktion: 4 Kaniak, Dorfer, Hemetsberger, Hoyer 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
 
Der Bürgermeister lässt über seine zu TOP 10 b - g gestellten Anträge durch Handheben abstimmen 
und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Zusatzantrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine mehrheitliche (Stimmenthaltungen: Schmuck, Hoyer) Annahme fest. 
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11. Straßenbau 
  Finanzierung des Straßenbauprogramms 2016 – 2018 
 
Bgm. Reiter: 
Für den Straßenbau sind in den Jahren 2016 bis 2018 pro Jahr € 300.000,- vorgesehen. Unter der 
Voraussetzung, dass der vorliegende Finanzierungsplan vom Gemeinderat beschlossen wird, gilt 
dieses dreijährige Straßenbauprogramm bzw. dessen Finanzierung seitens der IKD als genehmigt 
(siehe die im Akt befindliche Finanzierungsdarstellung). 
Zur Finanzierung dieser Ausgaben sind Rücklagenentnahmen in Höhe von  € 200.000,- sowie die 
Aufbringung  von jährlich € 100.000,- Eigenmittel erforderlich. Dazu kommen pro Jahr Landesmittel in 
Höhe von € 50.000,- und € 40.000,-  Bedarfszuweisungsmittel. Weiters sind zur Finanzierung dieses 
umfangreichen Straßenbauprogramms für die Jahre 2016 bis 2018 Interessentenbeiträge von  
jährlich € 30.000,- sowie ein freiwilliger Beitrag der GSG Lenzing von insgesamt € 40.000,- geplant. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Finanzierungsplan zu beschließen. 
 
GR. Kaniak betont, dass es hier der Sinn der Sache sei die übergeordnete Behörde zu informieren 
was man hier vorhabe, damit man Förderungen bekomme. Es sei ja ein dehnbarer Begriff. Wenn was 
dazwischen komme – auf drei Jahre – da könne man in Seewalchen auch schon auf der Kugel lesen 
was da passiere und was sich ereignen würde. Eigentlich sei dies für die übergeordnete Behörde. 
Nicht für uns, sondern man müsse denen sagen was man eigentlich wolle, was man aber gar nicht 
genau wisse. Man wisse ja nicht, was man in den nächsten 3 Jahren machen wolle. 
 
Der Bürgermeister antwortet, doch man wisse es. 
 
GR. Kaniak fügt hinzu, ob man da mit den € 300.000,00 auskomme. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass man nicht mehr im MFP habe. Sollte man einmal ein ganz tolles 
Budgetjahr haben, wo viel Geld überbleiben sollte und man nicht mehr wisse wohin damit, dann 
könne man natürlich aufstocken. Aber man wisse ja, dass im Mittelfristigen Finanzplan Summen 
stehen und für den Straßenbau habe man € 300.000,00 (dies sei der Durchschnitt der letzten Jahre). 
Man habe ja auch schon Jahre mit € 450.000,00, aber auch schon mit € 200.000,00 gehabt.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
12. Straßenbau 2015 
  Zuschlagsentscheidung – Bauarbeiten 2015 
 
Bgm. Reiter: 
Für den Straßenbau 2015 wurde die Ausschreibung mittels offenen Verfahrens im 
Unterschwellenbereich nach dem Billigstbieterprinzip gemäß den Bestimmungen des BVG 
durchgeführt. Aufgrund der überprüften Anbote wurde das Bauunternehmen Granit GesmbH aus 
Enns   als Billigstbieter ermittelt. 
Gegenüber dem in der Gemeinderatssitzung am 6.11.2014 einstimmig beschlossenen Budget für  
das Straßenbauprogramm 2015 samt Planung und Bauleitung in der Höhe von  
€ 350.000,-- wären auf Grund des Ergebnisses der Ausschreibung (Anbotseröffnung) Mehrkosten in 
der Höhe von ca. € 55.000,00 zu erwarten.  
Bei der Egelseestraße ist ein Einsparungspotential von ca. € 15.000.- für die ausgeschriebene 
Entwässerung (Reinwasserkanal, Einlaufschächte, Versickerungsbecken) gegeben (breitflächige 
Entwässerung in die angrenzenden Waldflächen, wie bisher). Weiters werden auf Basis des 
Ausschreibungsergebnisses die Bauleitungskosten um € 5.000.- geringer als budgetiert ausfallen, 
und stehen bisher nicht budgetierte Mehreinnahmen bei den Landeszuschüssen aus dem Ressort 
LHStv. Hiesl in Höhe von zusätzlich 5.000.- zur Verfügung. Die verbleibenden Mehrkosten von rd. € 
30.000.- könnten aus Rücklagen finanziert werden. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund des Vergabevorschlages der Bauleitung die Zuschlagsentscheidung für die 
Straßenbauarbeiten 2015 an das  Bauunternehmen Granit GesmbH aus Enns, zu einem Preis 
von € 297.060,27 incl. MwSt., zu treffen und die Mehrkosten gegenüber dem Budgetansatz 
aus der ROG-Rücklage zu bedecken. 

 
GR. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass der Punkt davor eben für mehrere Jahre beschlossen 
sei, was man für den Straßenbau plane und man habe ja auch schon sehr intensiv im Gemeinderat 
bzw. im Bauausschuss diskutiert, was der Straßenbau kostenmäßig für die Gemeinden bedeuten 
solle. Jetzt sei dies ausgeschrieben, es werde auch heute beschlossen werden, aber es sei wieder 
nicht gelungen im Kostenrahmen zu bleiben. Sie stelle nochmal in den Raum, dass es sich hier um 
keine kleinen Summen handle, dies seien ja wieder 10% die es mehr sein werden. Bestehe nicht die 
Möglichkeit innerhalb der Gemeinde etwas präziser zu werden. 
 
Der Bürgermeister antwortet, es sei die Frage ob die Kostenschätzungen, die Basis für die 
Budgeterstellung seien, alle auf den Punkt und Beistrich genau seien und bei der Präzisierung – 
vielleicht im Vorfeld – entsprechend noch mehr auf die Sparbremse zu drücken. Die Vorstände und 
Anrainer aus dem Bründlweg hätten heute ein e-mail bekommen wie der Zustand dort sei. Man werde 
eine kleine Lösung machen. Sollte man dort asphaltieren, seien es wieder € 80.000,00. Das heiße mit 
den € 300.000,00 Budget mache man nicht sehr viel. Es meine, man solle schauen und das 
Programm heuer durchzuziehen. Es sei die Überlegung gewesen etwas wegzulassen und auf das 
nächste Jahr zu verschieben. Aber da schiebe man nur hinaus. Es gebe in den Siedlungsgebieten 
sehr viele Straßen die nach dem Winter das Problem mit dem Dreck, mit den Schlaglöchern usw. 
haben. Er sei dafür, das heuer durchzuziehen und im nächsten Jahr müsse man wieder 
weiterschauen. Aber etwas präzisere Kostenvoranschlagserstellung bei der Schätzung sei sicher 
möglich. 
 
Vizebgm. Schachl merkt an, dass bei den Schätzungen, bzw. bei den Besprechungen mit dem 
zuständigen Dipl. Ing. Mayer, vereinbart worden sei, dass man hier sehr vorsichtig schätzen solle um 
nicht im nachhinein dann da zu stehen und sich fragen zu müssen, was man jetzt mit diesen 
Überschreitungen machen solle die auf einen zukommen. Hier seien einige Dinge dabei, die 
vorsichtshalber mit eingerechnet worden seien und seinem Dafürhalten und auch dessen vom 
Planungsbüro bestehe die Meinung, dass mit den geschätzten Beträgen leicht auszukommen sein 
müsse. 
 
GR. Hoyer fragt nach, ob Dipl.Ing. Mayer vom Planungsbüro dlp sei. 
 
AL. Schmidt fügt hinzu dass, nicht das Büro dlp bzw. Herr Dipl. Ing. Mayer Schuld habe. Die 
Kostenschätzungen habe jemand anderer gemacht. Er glaube die Firma Niederndorfer. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass das nicht stimme, da die Kostenschätzungen von Herrn Dipl. Ing. 
Mayer gemacht worden seien. 
 
AL. Schmidt meine auch, dass man in Zukunft die Kostenschätzungen genauer machen müsse, 
denn, wenn nämlich ein Ausschreibungsergebnis 300% von den Schätzkosten ausmache, könne 
etwas nicht stimmen. Daher werde man in Zukunft bei den Kostenschätzungen ganz genau schauen 
und im Vorfeld definieren, was wolle man dort und dies müsse man dann schätzen lassen.  
 
GR. Hoyer merkt an, dass es immer wieder auf das Gleiche herauskomme. Man müsse genau 
definieren was man wolle. Leider passiere das weder im Kanalbau noch im Straßenbau. Wenn man 
nicht endlich diesen Weg verlasse, und vor allem auch Leute bestimme, die in der Hierarchie der 
Gemeinde für dies oder jenes zuständig seien, dann werde dies nichts. Sein Ersuchen sei, dass nach 
der Pensionierung von Herrn Mohr hoffentlich jemand aufgenommen werde, der fachlich geeignet sei 
und dies mache. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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13. Straßenbauangelegenheiten 2015 

Errichtung eines Gehsteiges und einer Querungshilfe, Baulos Steindorf – 
Finanzierungsbestätigung 

 
Bgm. Reiter: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 06.11.2014 einen einstimmigen Grundsatzbeschluss 
gefasst, einen Gehsteig und einer Querungshilfe an der L 1274 Gamperner Straße, von km 11,050 
bis km 11,250 (Baulos: Steindorf) zu errichten. 
Die Kosten wurden damals  auf voraussichtlich rund € 150.000,00 geschätzt, welche zwischen Land 
und Gemeinde geteilt werden. 
 
Auf Grund von neuen Berechnungen seitens des Landes OÖ. werden nunmehr die Gesamtkosten für 
die Baumaßnahmen einschließlich der Grundeinlösekosten auf € 152.000,00 geschätzt. Der 
Gemeindeanteil beträgt somit € 76.000,00. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Kosten für die Errichtung eines Gehsteiges und einer Querungshilfe an der L 1274 
Gamperner Straße, von km 11,050 bis km 11,250 in der Höhe von € 152.000,00 (Anteil der 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee € 76.000,00) aus dem Straßenbaubudget 2015 zu 
finanzieren. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
14. Prüfungsausschuss 
  Bericht des Prüfungsausschusses 
 
Prüf.A.-Obm. Wolfgang Vogel: 
Auf der Tagesordnung dieser Prüfungsausschusssitzung stand die Überprüfung der Aufstiegshilfen 
zu den Grascontainer im Alstoffsammelzentrum und die dabei entstandenen beträchtlichen 
Mehrkosten für dieses Projekt. 
 
Prüf.A.-Obm. Wolfgang Vogel bringt den Prüfbericht vom 24.2.2015 vollinhaltlich zur Kenntnis 
und stellt den Antrag,  

den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger fügt an, dass sei der Klassiker. Eine Kostensteigerung um das 4-fache. 
Schlussendlich sei etwas Gutes entstanden, aber der Prozess wie es entstanden sei, war nicht in 
Ordnung. Sollte jedes Projekt, welches die Gemeinde mache nicht den Kostenschätzungen 
entsprechen, dann werde man nicht mehr lange finanzielle Reserven haben um weiter zu 
wirtschaften. So etwas dürfe auf keinen Fall mehr passieren – Kostensteigerung um das 4-fache. Sie 
sehe das schon bei einem Projekt von € 300.000,00 dass dies sehr schwierig sei zu schätzen, aber 
trotzdem bestehe die Möglichkeit. Aber bei einem Anfangskostenrahmen von knapp € 9.000,00 
schlussendlich € 33.000,00 bezahlen zu müssen sei zu viel – dies müsse man auch den neuen 
Kollegen der nächsten Periode mitgeben. Die Aufstiegshilfe sei etwas Gutes aber der Prozess war 
schlecht. 
 
GV. Berger fügt hinzu, dass man jetzt eine Aufstiegshilfe habe, die zu hohem Anteil dem entspreche 
was man wolle. Aus seiner Sicht nicht ganz, aber es sei sicherlich eine wesentliche Verbesserung. 
Das Hauptproblem bei diesem Projekt sei, wie GR. Hoyer vorher gemeint habe, man müsse 
definieren was man wolle. Man habe etwas angefangen und habe immer wieder geändert jedoch nie 
genau definiert was man wolle. Dies sei der eine Punkt gewesen. Der zweite Punkt – dies war einer 
der wesentlichen Punkte – es habe zu viele Leute gegeben, die mit der Baufirma irgendwelche Dinge 
vereinbart haben. Im Prüfungsausschuss habe man nicht einmal genau feststellen können, wann und 
wo man sich wie getroffen habe und wer dann im Endeffekt die Entscheidung getroffen habe. Diese 
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Dinge dürfen nicht mehr passieren. Darum sei sehr wichtig – wie im Antrag des Prüfungsausschusses 
stehe – dass man die Zuständigkeiten entsprechend klären solle. Es könne nicht sein, dass zum Teil 
die Kompetenzen offensichtlich vertreten werden durch Politiker, durch den Bürgermeister, durch 
einen Herren am Amt. Dies müsse unbedingt koordiniert sein.  
Es könne nicht über drei oder vier Ecken gehen. Er könne sich erinnern, dass im Prüfungsausschuss 
ganz am Schluss die Frage von ihm gestellt wurde: Stünde das der Firma jetzt endgültig zu? Da 
musste man dann zugeben, selbstverständlich man habe es ja so bestellt. Es habe von der Firma 
eine Mehrkostenanmeldung gegeben. Man habe aber verabsäumt zu fragen wie hoch diese 
Mehrkosten seien. Lauter solche Dinge. Man müsse extrem daraus lernen, dass so ein Fehler oder 
ein Ähnlicher auf keinen Fall mehr in Zukunft passiere. 
 
GR. Mayrhofer H. merkt an, dass aus seinem Erinnerungsvermögen der damaligen 
Umweltausschusssitzung, wo dies damals beschlossen worden sei, es um eine Kostenschätzung von 
€ 4.500,00 gegangen sei. Er komme sich fast vor, als sei er im falschen Film, dass Herr DI Hoyer, 
welcher diese Kostenschätzung gemacht habe zuerst sage, man solle endlich genauere 
Kostenschätzungen machen und heute stehe man bei einem Stand der jetzt fast das 10-fache sei. 
Dass man bei einer geschätzten Sache von € 4.500,00 keinen eigenen Planungsauftrag vergebe, der 
sicherlich dasselbe kosten würde, sei auch klar. Warum dies jetzt so eskaliert sei, entziehe sich 
seiner Kenntnis, da er nicht mehr eingebunden gewesen war. Ursprünglich sei dies in der 
Umweltausschusssitzung beschlossen worden, mit einem Plan und einem Stempel versehen, als 
Konzept um € 4.500,00. 
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, dass man objektiverweise dazu sagen müsse, dass man ja auch 
ständig was anderes gewollt habe. Das habe sich dann erhöht auf € 8.000,00, dann sei dies noch 
dazugekommen. Zuletzt sei man mit der Asphaltierung bei etwas über € 17.000,00 gewesen. Von € 
4.500,00 sprechen könne man hier nicht. Wenn man etwas Höheres anschaffe, teilweise sei auch ein 
Beschluss da gewesen, die Container anders zu stellen usw., jetzt von € 4.500,00 auszugehen bis 
was dann tatsächlich geschehen sei, sei dies nicht realistisch. 
 
GR. Mayrhofer H. antwortet, dass richtigerweise dies der Beschluss war, es zu machen. Damals sei 
es um € 4.500,00 gegangen.  
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, dass da im Vorstand etwas anderes gesagt worden sei. 
 
GR. Hoyer fügt hinzu, dass von GR. Mayerhofer gerade sein Name zitiert worden sei. Er möchte dazu 
folgendes sagen. Er habe der Gemeinde kostenlos ein Projekt gemacht, welches prinzipiell  
vorgesehen habe, dass man dort einen Container senkrecht hinstelle, damit der Missstand des 
Abwurfes über eine Stiege nicht erfolgen müsse. Dass heiße, es sei nachher etwas gemacht worden, 
welches mit dem Projekt und der Kostenschätzung die er gemacht habe nichts zu tun habe. Es sei 
genau so, wenn man einen VW Polo bestelle und nachher einen Mercedes 600 haben wolle, dann 
koste dass natürlich etwas. Dies sei geradezu lachhaft jetzt auf eine Kostenschätzung zu verweisen, 
welche ganz etwas anderes beinhaltet habe.  
Eines der wesentlichen Dinge sei, dies habe Herr Dr. Vogel ohnehin schon sehr gut herausgearbeitet, 
dass einfach die Kompetenzzuteilung, die exakte Planung und auch die Ausführung bei diesem 
Projekt sozusagen total gefehlt habe. Er habe mit e-mail vom 21.10.2014, 11.39 Uhr der Gemeinde 
und auch Herrn Mohr mitgeteilt, dass er für Beratung und Sonstiges erst nach schriftlicher 
Auftragserteilung zur Verfügung stehe.  
Dies sei leider nicht erfolgt und daher habe die Firma Niederndorfer eine Art und Weise der 
Bauausführung gewählt – er traue sich heute ohne weiteres zu sagen, wenn er dort eine Bauleitung in 
Auftrag bekommen hätte, er hätte die Baustelle eingestellt. Es sei nicht notwendig alles zu verfahren, 
man hätte dort einplanieren können, den Mehraushub auf der Spundwandseite dazu zu planieren, 
oben ein Fließ darauf zu legen und dann 30 oder 40 cm Frostkoffer darüberzulegen.  
Dies sei leider nicht passiert. Herr Dr. Vogel habe dies ohnehin im Ausschuss richtig gebracht. 
Genauso wie bei den anderen Projekten sei immer die Definition der Auftragserteilung der einzige 
Weg, dass das Projekt positiv laufe. 
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Vizebgm. Weichselbaumer merkt an, dass man sicher darüber diskutieren könne , ob aus  € 5.000,00  
€ 33.000,00 werden dürfen. Dies sei auf keinen Fall die Sorge die die Leute aus Seewalchen haben. 
Die Sorge sei, dass das Ding einfach nicht funktioniere. Man könne darüber diskutieren, ob die 
Disziplin der Menschen fehle, ob die Überwachung fehle, ob dies mit einer Einbauregelung nicht 
vernünftig gelöst sei, ob man dies für Seewalchner beschränken solle, was auch immer. Fakt sei, an 
einem schönen Wochenende, wenn geschnitten wird, könne man nicht zufahren.  
Man könne diese Einbahn nicht fahren, weil der Grünschnitt und der Strauchschnitt dort liege, sodass 
die Einbahn zu sei. Egal was das Ding koste – es funktioniere einfach nicht. Dies werde der eine oder 
andere nicht hören wollen, aber es sei dasselbe wie unten – er entschuldige sich dies jetzt zu sagen – 
der Übergang bei der Tankstelle ENI.  
Man könne diskutieren, ob dies wirklich den Preis rechtfertige. Aber wie dieser momentan gegangen 
werde, werde dieser nicht genutzt. Die Leute gehen nebenbei vorbei. Er hoffe, dass bald die 
Sträucher kommen und dies dann besser werde. Man saniere wieder. Aber es funktioniere nicht. Dies 
sei, was die Leute störe. Ob dies jetzt € 5.000,00 oder € 33.000,00 oder andere Summen koste sei 
egal. Er hoffe, einen Weg zu finden, dies in Benutzung zu bringen, und zwar regelmäßig. Man wisse 
an schweren Wochenenden, wo viel Grünschnitt anfalle, wo auch viel Strauchschnitt da sei, müsse 
man etwas tun. 
 
GR. Hoyer fügt hinzu, dass er heute um 08.15 Uhr dort vorbeigefahren sei und habe sich dies 
angeschaut. Und siehe da, die beiden dort befindlichen Container seien überfüllt gewesen. Es gehe 
dort nicht mal mehr ein Kisterl drauf. Er habe sofort angerufen. Herr Mohr sei auf Urlaub gewesen, 
Herr Schmidt habe ihm mitgeteilt, dass er sich sofort informieren wolle.  
Er sehe, dass dort mindestens 10 – 15 Leute herumlaufen, im Bauhof und auch im ASZ. Man könne 
doch jemanden bestimmen, der sofort zum Telefon gehe und von der Firma Buchschartner verlange, 
dass das Zeug sofort wegkomme. Tatsache sei, dass die Container komplett voll gewesen wäre seien 
und auch daneben der Haufen war im Wachsen.  
Auch wenn man diesen Haufen mit einem kleinen Bagger zusammenschiebe, habe man wieder die 
volle Zufahrt. Aber angenommen werde dies unglaublich, denn es sei ja nicht zu fassen, dass dies 
innerhalb von ein paar Tagen komplett voll sei. Ob da nur Seewalchner hinfahren, möge er 
bezweifeln. 
 
AL. Schmidt merkt an, dass die Container heute nachmittag entleert worden seien. Nachdem die 
Öffnungszeiten rund um die Uhr beschlossen wurden, sei dies explodiert und dies könne man nicht in 
den Griff bekommen. Er glaube, dass da die Gemeindevertretung darüber diskutieren solle, ob man 
dabei bleibe, denn wenn man dabei bleibe, müsse man Maßnahmen treffen. Entweder man gehe 
zurück oder man mache eine Überwachung oder man mache Tage wo jemand vor Ort sei, der dies 
überwache.  
Es seien auch sehr viele andere Gemeinden da. Auf der anderen Seite werde der Strauchschnitt 
kostenlos entsorgt. Man habe lediglich das Problem mit der Lagerung. Darüber solle man diskutieren 
– auch mit der Firma Buchschartner.  
 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass der Strauchschnitt den Gemeindebürgern nichts koste, 
der Gemeinde Seewalchen aber schon € 27.000,00 jährlich. Daher solle man darauf ansetzen ob 
nicht wirklich nur Seewalchner Bürger ablagern dürfen.  
 
AL. Schmidt fügt an, dass der Strauchschnitt nichts koste. Nur der Grünschnitt koste etwas. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, sie habe die Info bekommen Grün- und Strauchschnitt sei 
kostenpflichtig.  
 
AL. Schmidt antwortet, nur der Grünschnitt koste etwas. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass der Strauchschnitt egal sei und alles was in den zwei 
Containern abgelagert werde, mache im Jahr € 27.000,00 aus. 
 
AL. Schmidt antwortet, dies sei die Miete und die Entsorgung der Container. Aber der Strauchschnitt 
selber koste nichts. 
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Der Bürgermeister merkt an, dass dies wirklich ein Projekt sei, welches maximal schlecht im 
Endergebnis sei, aber nicht schlecht im Ergebnis der Qualität sondern nur bei den Kosten. Auch im 
Prüfungsausschuss sei dies 2,5 h Stunden von allen Seiten her entsprechend beleuchtet worden. Aus 
seiner Sicht gebe es wirklich nur eine einzige Lehre die man daraus ziehen solle. Auch kleine 
Projekte solle man immer im Auge behalten, da sich diese, aus welchen Gründen auch immer, ja 
auch zu einem größeren Projekt entwickeln können und man daher eine entsprechende Organisation 
– auch eine Bauleitung – brauche.  
Er hätte im Vorfeld nie gedacht, dass man für ein ursprünglich mit € 5.000,00 geschätztes Projekt 
eine Bauleitung brauche. Aber da sich dort mehrmals irgendwelche Änderungen ergeben haben, 
wäre dies sinnvoll gewesen. Man habe daraus gelernt und man habe jetzt ein ähnlich kleines Projekt 
gehabt – die Stegverlängerung beim Ruderverein. Dies habe auch mit € 7.000,00, € 8.000,00 oder € 
10.000,00 begonnen und man habe gesagt, man bestelle dort eine Bauleitung damit eine 
entsprechende begleitende Kontrolle, auch bei der Ausschreibung und dann bei der Umsetzung, 
vorhanden sei. Dies dürfe nicht mehr passieren. 
 
GR. Kaniak merkt an, wenn er Wortmeldungen höre, wie von Vizebgm. Weichselbaumer oder einem 
anderen Mandatar, der einen Missstand aufzeige und es so formuliere, dass dies nicht mehr passiere 
oder man müsse das verhindern. Was könne man als Gemeindemandatar verhindern? Man könne 
nur die Verwaltung, die Organisation, welche das gebaut habe, auffordern, dass dies in die Wege 
geleitet werde. Es könne hier jeder jetzt noch sagen mir falle dies oder jenes auf. Machen müsse dies 
die Gemeindeführung. Nicht dass man jetzt sage, nächstes Mal mache man das anders. Dies sei ein 
dienstlicher Auftrag vom Gemeinderat, dass dies nicht mehr passiere. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass man hier aufsplitten müsse, was hier die Organisation dessen sei, 
was jetzt fallweise auftrete. Hier müsse er schon sagen, dass die Aufwendungen die unser Amt oder 
im speziellen der Bauhof habe, bei dieser Strauchschnittgeschichte, nicht ohne sei. Es gehe jetzt 
wieder los und Gott sei Dank sei es nicht das ganze Jahr über. Sonst müsse man ehrlich sagen man 
müsse sich etwas überlegen.  
Denn diese Dienstleistung an unsere Bürger werde sehr gut angenommen. Nicht nur die 
Seewalchner laden hier alles ab was in irgendeiner Form im Garten anfalle. Bei diesen Mengen die 
dort liegen frage man sich, ob in Seewalchen überhaupt noch etwas Grünes stehen könne. Es sei ein 
Wahnsinn was da alleine über ein Wochenende alles anfalle und wer da alles hinfahre. Die Disziplin 
der Anlieferer – wie Vizebgm. Weichselbaumer schon erwähnt habe – sei ein wenig locker. Keiner 
bemühe sich dies weit genug in die Container hineinzugeben, es werde einfach hingeschüttet. Unsere 
Bauhofmitarbeiter fahren jeden Tag mit dem Frontlader und schieben das hinein. Nur irgendwann sei 
der Haufen zu groß.  
Der Nachteil sei, dass unser Partner in Mondsee sitze und dieser komme mit einem riesen Container 
und einem zweiten Fahrzeug mit Kran. Das Abladen könne daher nur an jenen Tagen erfolgen wenn 
das ASZ geschlossen hat. Dieser Schwerlastcontainer verstelle die Ausfahrt. Daher funktioniere dies 
nur Mittwoch, Donnerstag und die Nachmittage bzw. Halbtage an denen das ASZ geschlossen habe. 
Wenn dann am Wochenende so ein riesen Berg da sei, dann gehe es erst am Montag nachmittag, da 
das ASZ am vormittag geöffnet hat.  
Die Organisation sei nicht ganz so einfach. Diese Maßnahmen solle man im Ausschuss diskutieren 
und dabei überlegen was könne man dort machen um diese Situation besser in den Griff zu 
bekommen. Unser Partner, Firma Buchschartner bemühe sich, könne aber auch nicht auf Abruf 
kommen. Dies sei früher einfacher gewesen als der Anbieter noch im Ort war. Dieser sei von Kraims 
gekommen und habe wieder eine Fuhr weggebracht. 
 
GR. Hoyer fügt hinzu, dass man eine Fernsehkamera anbringen solle und die Auswärtigen strafen. 
 
Vizebgm. Weichselbaumer fügt an, dass man die Auswärtigen nicht strafen könne, da kein Schild 
vorhanden sei. Solange keine Verordnung da sei und kein Schild angebracht werde auf dem stehe 
„Nur für Einheimische“ könne man Auswertige nicht strafen.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vogel W. gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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15. Infrastrukturkostenvereinbarungen 

Richtlinien für die Erstellung von Infrastrukturkostenvereinbarungen bei 
Flächenwidmungsplanänderungen 
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Das Thema „Infrastrukturkostenvereinbarungen“ wurde schon mehrmals im Bauausschuss und 
zuletzt auch in der Gemeindevorstandssitzung am 27.01.2015 beraten. 
Im § 16 OÖ. ROG 1994 idgF. sind die Möglichkeiten der Gemeinde betreffend privatwirtschaftlichen 
Maßnahmen zur Baulandsicherung verankert. 
 
Nunmehr sollten Regeln für künftige Flächenwidmungsplanänderungen festgelegt werden, bei 
welchen die technische Infrastruktur (Ableitung von Schmutz- und Regenwässern, Errichtung von 
Verkehrsflächen wie Straßen, öffentl. Parkplätze, Umkehrflächen, Gehsteige sowie die Errichtung von 
Straßenbeleuchtungen)  nicht oder nur teilweise  vorhanden sind.  
 
Zur Ermittlung der voraussichtlichen Kosten zur Herstellung der technischen Infrastruktur zur 
Erschließung einer neu zu widmenden Baulandfläche sollte ein Ziviltechniker (z.B. dlp, Irrgeher, Köttl 
etc.) für eine plausible Kostenschätzung beauftragt werden, damit für alle Beteiligten reelle 
Vertragsgrundlagen gegeben sind. Maßgeblich ist auch, welche Kosten in der 
Infrastrukturkostenvereinbarung Berücksichtigung finden sollen.  
 
Neben den Herstellungskosten für die technische Infrastruktur fallen je nach Projekt üblicherweise 
weitere Nebenkosten für Vermessungen, Erstellung von  Bebauungsplänen, Finanzierungskosten an.  
 
Sinnvollerweise sollen vor erstmaliger Anwendung dieser Vereinbarungen Richtlinien für die 
Erstellung erarbeitet und beschlossen werden: 
 
1. Für die inhaltliche Abfassung von Infrastrukturkostenvereinbarungen (Mustervertrag des 

Gemeindebundes) ist die jeweilige Widmungsfläche individuell zu betrachten.  
Dabei ist das Planungsvorhaben durch einen Ziviltechniker, welcher vom jeweiligen 
Umwidmungswerber zu beauftragen ist  zu konkretisieren (welche und welcher Umfang an 
Infrastruktur ist notwendig) und daraufhin eine Kostenschätzung für die Erschließungskosten 
gesondert für jede Komponente (Kanal, Straße) als Grundlage für die 
Infrastrukturkostenvereinbarung zu erstellen. 
Grenzt die Widmungsfläche unmittelbar an eine bereits in ausreichender Breite errichtete und 
asfaltierte öffentliche Straße, in der auch ein öffentlicher Kanal vorliegt, ist kein IKV zu entrichten, 
sofern für die Herstellung des Kanalhausanschlusses eine „einfache und kostengünstige“ 
Anschlussmöglichkeit gegeben ist. 
VARIANTE 1: ….ist kein IKV zu entrichten, sofern am Grundstück bereits ein Kanalanschluss 
vorliegt 
VARIANTE 2:….ist ein IKV nur in Höhe der Kosten zur Errichtung eines Kanalanschlusses für das 
Grundstück zu leisten. 
Dies gilt nur für Grundstücke im Ausmaß von  rd. 1.000 m2 
(Anmerkung: bei größeren Grundstücken könnte in weiterer Folge eine Teilung in zwei kleinere 
Parzellen erfolgen, und die Gemeinde müsste dann ja einen zweiten Kanalanschluss herstellen) 
 

2. Der Infrastrukturkostenbeitrag ist nur anteilig zu leisten, wenn durch die Errichtung der 
Infrastruktur weitere Flächen mit Baulandpotential erschlossen werden können (Drittbrettfahrer). 
Das heißt, die Gemeinde tritt für Flächen mit Baulandpotential, welcher nicht Gegenstand der 
beantragten Umwidmung sind in Vorleistung, welche bei späterer Umwidmung dann vom 
jeweiligen Grundeigentümer zu entrichten sind (Nachbarn vor erster Umwidmung “mit ins Boot 
holen“! 
  

3. Als Infrastrukturkosten gelten insbesondere  
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- die Kosten für die Herstellung einer ausreichend breiten öffentlichen Straße (Frostkoffer, 
Unterbau, Planie, Asfaltierung, Entwässerung)  

- die Kosten für ev. notwendige Umkehrplätze (z.B. bei „Stichstraßen“) 
- die Kosten für  ev. notwendige  öffentliche Stellplätze 
- die Kosten für einen allfällig vorgesehenen Gehsteig 
- die Kosten für die ev. vorgesehene Errichtung einer Straßenbeleuchtung (Grabung, 

Verrohrung, Verkabelung, Leuchtpunktfundamente) 
- die Kosten für die Herstellung eines Fäkalkanals 
- die Kosten für die Herstellung eines Regenwasserkanals (sofern eine entsprechende 

Entsorgungsmöglichkeit für Regenwässer im Trennsystem besteht) 
 

4. Weitere Kosten, die vom Widmungswerber zu tragen sind: 
- Kosten für die Erstellung eines Gutachtens des Ortsplaners zur Einleitung des RO-Verfahrens 
- Kosten für die ev. notwendige Erstellung eines Bebauungsplanes 
- Kosten für die Vermessung und allf.  Parzellierung des Grundstückes/der Grundstücke 
- die Kosten eines Ziviltechnikers für die Grobplanung und Kostenermittlung des IKV 

 
5. Allfällig erforderliche Grundabtretungen ins Öffentliche Gut haben kostenlos zu erfolgen. 

 
6. Bei der Vorschreibung der Aufschließungsbeiträge muss der Infrastrukturkostenbeitrag je 

Komponente (Kanal, Straße) angerechnet werden (§ 25 Oö. ROG); dh. im Regelfall: 
Infrastrukturkostenbeitrag „erschlägt“ Aufschließungsbeitrag ! 
 

7. Bei der Vorschreibung des Verkehrsflächenbeitrages muss der Infrastrukturkosten-beitrag 
angerechnet werden (§ 20 Oö. BauO 1994); dh. im Regelfall: Infrastrukturkostenbeitrag 
„erschlägt“ Aufschließungsbeitrag ! 
 

8. Bei der Vorschreibung der Anschlussgebühren (Kanal) wird der  Infrastrukturkostenbeitrag nicht  
angerechnet (keine Rechtsgrundlage) 
 

9. Bei Vereinbarungen der Gemeinde mit den Grundeigentümern über die Tragung von die 
Grundstücke betreffenden Infrastrukturkosten ist sicherzustellen, dass auch unter 
Berücksichtigung der nach den landesgesetzlichen Vorschriften einzuhebenden Beiträge die 
voraussichtlichen tatsächlichen anfallenden Kosten nicht überschritten werden. 
 

10. Die IKV-Vereinbarung  (Mustervertrag Gemeindebunde) ist spätestens vor der endgültigen 
Beschlussfassung des Umwidmungsverfahrens vom Konsenswerber rechtsgültig  zu unterfertigen 
und der vereinbarte IKV mittels Übergabe einer Bankgarantie oder eines Sparbuches zu 
besichern. 

 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses für Flächenwidmungs-
planänderungen (Umwidmungen), bei welchen die technische Infrastruktur (Ableitung von 
Schmutz- und Regenwässern, Errichtung von Verkehrsflächen wie Straßen, öffentl. 
Parkplätze, Umkehrflächen, Gehsteige sowie die Errichtung von Straßenbeleuchtungen)  
nicht oder nur teilweise  vorhanden sind, mit den jeweiligen Umwidmungswerbern 
Infrastrukturkostenvereinbarungen (laut Mustervertrag des Gemeindebundes) auf Grundlage 
des Amtsvortrages des Amtsleiters, abzuschließen. 

 
 
Der Bürgermeister fügt an, dass nach mehrmaligen, ausgiebigen und langen Diskussionen in den 
verschiedenen Gremien man jetzt vor dem Punkt stehe, dass es etliche, zumindest drei, 
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Widmungsanträge gebe, die momentan beschlussreif seien. Da man noch keine Richtlinien für die 
Erstellung der Infrastrukturkostenvereinbarung habe, stehe man jetzt vor dem Thema dass man 
momentan einen Beschluss brauche, dass dies so angenommen werde. Dann könne man diese 
Umwidmungen entsprechend endgültig beschließen und die Vereinbarungen beilegen. Es habe 
verschiedene Modelle gegeben, welche auch den Fraktionen zur Verfügung gestellt worden seien. 
Viele Gemeinden haben auf Basis der Gegebenheiten, die das Land ermögliche, eigene Richtlinien 
erarbeitet. Die Präsentation von AL. Schmid bei der letzten Bauausschusssitzung sei ein sehr 
durchdachter Vorschlag. Wenn dies angewendet werde, glaube er, dass dies eine vertretbare Lösung 
sei und er hoffe, dass man da heute zu einer Einigung komme. 
 
GR. Kaniak merkt an, dass die Ausführung bzgl. AL. Schmid, welcher die Vorstellung gemacht habe 
ganz logisch sei. Wie komme man aber dazu in dieser kurzen Zeit, nachdem die Fraktionen 
aufgefordert worden seien Gedanken, Änderungswünsche bzw. Positionen dem Amt 
bekanntzugeben. Dies gehe so schnell. Alle überarbeiteten Sachen seien nicht mit hineingebracht 
worden, da dies in einem Ruck-Zuck Verfahren über die Bühne gehe. Entweder man werde nicht 
aufgefordert etwas zu ändern, oder man werde aufgefordert aber dann müsse man diese Änderungen 
mit hineinarbeiten und in einem Fachgremium beschließen.  
Entweder man beschließe das was vorliege, aber dann brauche man keine Aufforderung sich 
Gedanken zu machen um Abänderungsvorschläge. Dies sei eine sinnlose Arbeit. Es gebe genug 
Abänderungsvorschläge seinerseits und er schlage vor, bei der nächsten Bauausschusssitzung einen 
Rückverweis zu machen und dies schnell über die Bühne zu bringen. Der Gemeindebund habe ja 
schon öfter mit Verträgen überrascht, welche dann nach hinten losgegangen seien. Wichtig sei, dass 
nicht nur Bauern und Jungfamilien oder Privatpersonen zur Kasse gebeten werden, sondern das 
Instrument der Gemeinde in der Raumordnung bzw. in der Durchführung/Widmung. Mit der Widmung 
verknüpft sei die Leistung der Gemeinde, dass hier ein Steuerungsinstrument in der Widmung bereits 
vorliege.  
Es werde nie verwendet sondern relativ rasch durchgewunken. Selbst wenn Beharrungsbeschlüsse 
gefasst werden sollten, im Interesse der Öffentlichkeit, dann werden Privatpersonen eigentlich über 
den Kamm gezogen. Diese kleinen Nuancen, dass auch auf privaten Bereichen die Leute zu 
Eigenleistungen bringe, dass dieser sage er mache das in Eigenregie, das komme ihm billiger. 
Natürlich mit den Richtlinien der Gemeinde wie es sei solle. Jeder wisse, wenn man sich von 
Nachbarn oder Bekannten etwas machen lasse – qualitativ auch sehr gut – dann sei dies wesentlich 
billiger als wenn uns die Firma Niederndorfer eine Rechnung schicke.  
 
Der Bürgermeister merkt an, dass ihm keine Änderungsvorschläge bekannt seien. Die Sache, welche 
GR. Hoyer bei der einer Besprechung erwähnt habe, diese Geschichte mit den Privatdingen, habe er 
ersucht, dass GR. Hoyer dies schicken solle. Man habe das aber nicht erhalten. 
 
GR. Hoyer antwortet, dass dies absichtlich nicht geschickt worden sei. Man solle dies durch 
besprechen. Man müsse erstmal feststellen AL. Schmidt zu danken, dass er sich die Mühe gemacht 
habe diese Excel-Liste zu erstellen, welche in Ordnung sei. Man müsse sich vorstellen, wen treffe 
das. Es treffe ja eigentlich wieder all jene, welche jeden Euro zusammenkratzen müssen um sich ein 
Heim zu bauen.  
Die Beträge seien ja nicht gering – es gehe ja im Schnitt bei einem Grund von ca. 900 – 1000 m² um 
einen Betrag von € 14.000,00 oder € 15.000,00. Wenn man bedenke, dass man Fertigteilhäuser um € 
150.000,00 schon lukrieren könne, dann heiße dass, dass 10% dieser Kosten zusätzlich erforderlich 
seien, damit man diesen Strukturkostenbeitrag hier zahlen könne. Er glaube, dies sei seine innere 
Überzeugung, dass es gescheit wäre wenn man in allen Bereichen in denen eine Privatstraße anliege 
wo man Kanal, etc. hineinlegen muss, hier gemäß eines entsprechenden vorliegenden Detailplanes 
eines Zivilingenieurs, den die Gemeinde bestimme und festlege, dieser dann sage, sehr wohl der 
Herr Sowieso könne sich das unter Einhaltung dieses Detailplanes und der Einhaltung der 
Auftragserteilung einer konzessionierten Firma und unter Einhaltung einer Aufsicht, welche die 
Gemeinde bestimme, selber organisieren.  
Er glaube dies bringe wesentliche Kosten und es helfe auch den Grundpreis niederzuhalten. Man 
solle dies sehr überlegt in diese Vereinbarung – welche ja ein Vordruck des Landes sein – 
hineinbringen. Man solle diese Möglichkeit schaffen um gerade den Leuten, welche es am 
notwendigsten haben und was bauen wollen, zu helfen und unterstützen. Dies sei seine Meinung. 
Man könne dies sofort nach der nächsten Bauausschusssitzung abschließend behandeln.  
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Der Bürgermeister fragt nach, welche Absicht dahinter sei, dass GR. Hoyer das nicht geschickt habe. 
Er habe signalisiert, dass er sich das durchaus vorstellen könne und dass dies durchaus sinnvoll sei. 
Nämlich dort, wo die Infrastruktur notwendig sei um die Grundstücke welche umgewidmet werden 
sollen aufzuschließen, damit diese in Privathand bleiben. Man habe solche Beispiele. Er denke da an 
die Aignerstraße, welche eine Privatstraße sei. Dies sei durchaus auch bei einer großflächigen 
Widmung von einem privaten Grundeigentümer möglich. Dies sei mit einem Zusatzantrag leicht zu 
lösen. 
 
GR. Hoyer antwortet er habe dieses Schreiben da, und es sei nichts anderes als jenes welches AL. 
Schmidt hergegeben habe. Es seien natürlich bei vielen Punkten, nicht viel, aber einiges zu ändern. 
Dies sei der Grund gewesen, dass er zu dem Schluss gekommen sei, da könne man nicht 
drüberfahren sondern dies müsse noch einmal beraten werden. Im Prinzip sei das, was er gesagt 
habe hier eingeflossen. Es gebe aber trotzdem einige Punkte die davon betroffen seien. 
 
GV. Haberl fragt nach, was das absichtlich zurückgehalten bedeute – sie habe das auch gestört. Sie 
denke, wenn um Mitarbeit gebeten werde und man Verbesserungsvorschläge einbringen solle, dann 
verstehe sie jetzt nicht ganz die Haltung dies absichtlich zurückzuhalten. Es gehe den Leuten die 
bauen wollen ja nur darum, dass dies rasch über die Bühne gehe. Sie habe jetzt das Gefühl, dass 
man dies absichtlich in die Länge ziehen wolle. Damit sei genau diesen Leuten nicht geholfen. 
 
GR. Hoyer fügt an, dass dies eine absolut falsche Interpretation sei. Er habe dieses Papier  jetzt 
gerade dem Bürgermeister gegeben. Er sei nicht nur 5 Minuten darüber gesessen, sondern ziemlich 
lang und es seien 6 oder 7 Punkte die einer Ergänzung bedürfen. Er glaube, dass dies für den 
gesamten Gemeinderat ein zu großes Ersinnen sei um diesen Rahmen in 5 Minuten abzuhacken. 
Dies mag vielleicht die Meinung von GV. Haberl sein, dies gleich zu machen. Er sei immer dafür 
solche Dinge zu diskutieren, zu besprechen und dann einen gescheiten Beschluss mit einer 
ordentlichen Formulierung zu fassen. Vielleicht sei auch von ihm eine Formulierung drinnen die nicht 
optimal sei. Dies gehört im Ausschuss noch einmal kurz besprochen. Aus. Amen. Ende. 
 
GV. Berger merkt an, dass er grundsätzlich zu 100% dabei sei, was GR. Hoyer sage. Man sollte 
schauen, dass man die Kosten von Grundstücken so gering wie möglich halte, damit es sich 
Jungfamilien und Einheimische auch leisten können. Auf der anderen Seite, wenn dieser Beschluss 
gefasst werde, dann haben die Leute auch das Recht Dinge rechtzeitig zu bekommen, wo andere 
leider Gottes in Seewalchen schon 10 – 15 Jahre gewartet haben, dass Straßen und solche Sachen 
hergerichtet werden, wenn man einziehe und man habe dann das Problem mit Staubentwicklung und 
diesen Dingen.  
Ihn irritiere ein wenig, dass man Änderungsvorschläge in der Gemeinderatssitzung bekomme und 
dies nicht im Vorfeld auf die Gemeinde geschickt werde. Dies solle nochmal im Bauausschuss 
behandelt werden. Wenn man allgemein der Meinung sei, dies solle noch einmal beraten werden, er 
habe keinerlei Problem dabei, dann solle man sich die Zeitschiene aber sehr gut überlegen. Wenn 
heute dieser Beschluss nicht gefasst werde, dann müsse man dies in der nächsten 
Gemeinderatssitzung unbedingt machen. Weil sonst sei wieder ein halbes Jahr vorbei und es gebe – 
wie auch der Bürgermeister erwähnt habe – einige Anträge die raschest möglich erledigt werden 
sollten. Erstens sei dies für den Grundverkäufer geschickt und er glaube es gebe auch Leute die 
verkaufen wollen und diese Entscheidungen werden nicht rechtzeitig fallen.  
Er selber sei kein Freund dessen, dass jeder die Kanalstränge dann selber baue mit irgendwelchen 
Firmen. Man sei dann wieder dort, wo man nicht mehr wisse was genau gebaut werde. Man habe 
keine Möglichkeiten zur Bauaufsicht. Man habe im eigenen Haus schon die Probleme wenn man es 
anders mache. Sollte man allgemein der Meinung sein dies noch einmal zu beraten, dann erwarte er 
sich von der FPÖ einen Antrag auf Vertagung und Zuweisung in den Bauausschuss, weil sonst werde 
man über den Punkt abstimmen müssen. Und sollte es sinnvolle Änderungen – welche man jetzt 
noch nicht kenne – geben, dann würde man sich diese sehr gerne anschauen. Falls man sich auf so 
eine Zeitschiene begebe und dies auch wolle, sei er sicherlich dabei. 
 
GR. Hoyer antwortet, dass er sich damit beschäftigt habe. Offensichtlich habe sich GV. Berger damit 
nicht beschäftigt. Was er ausgeführt habe, sei genau das gewesen was er jetzt negiert habe. Er habe 
gesagt: 1. Genaue Definition durch einen Regelplan, damit man wisse was dort hineinkommen 
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müsse. 2. Genaue Ausschreibung unter Anwendung eines Zivilingenieures, damit dies etwas 
Gescheites werde. Überprüfung des Zivilingenieures und ebenso Kontrolle vom Zivilingenieur, dass 
alles so gemacht werde wie die Gemeinde es wolle. Also genau dies habe er vorgeschlagen, aber 
dies sei offensichtlich nicht angekommen. 
 
GV. Berger antwortet, er nehme zur Kenntnis, dass sich GR. Hoyer sehr intensiv mit diesen Dingen 
auseinandersetze. Er solle aber bitte auch zur Kenntnis nehmen, dass dies die SPÖ genauso mache 
und nicht nur die FPÖ-Fraktion. Er habe es satt, sich immer wieder sagen zu lassen, wie gut gewisse 
Leute seien und wie wenig sich andere damit auseinandersetzen. Er glaube, dies habe man nicht not 
und man solle auf sachlicher Ebene ordentlich miteinander diskutieren. Dies sei kein Stil wie er ihn 
sich erwarte. 
 
AL. Schmidt fügt an, dass das Infrastrukturkostenthema ein sensibles Thema sei, nicht nur in unserer 
Gemeinde. Es sei in anderen Gemeinden, welche dies vor Jahren begonnen haben das gleiche 
Thema. Warum dies heute im Gemeinderat sei, habe ja einen Grund. Es gebe Ansuchen um 
Umwidmung, welche mit den Infrastrukturkosten verbunden seien. Das Amt sei beauftragt worden, 
sich Gedanken zu machen, wie solche Rahmenbedingungen ausschauen könnten. Man habe das bei 
der letzten Bauausschusssitzung vorgelegt. Dies sei ein Konvolut, wie man die gesetzliche Vorschrift 
umsetzen könne.  
Der Tagesordnungspunkt heute heiße, „Rahmenbedingungen für den Infrastrukturkostenbeitrag“ und 
nicht „Vertrag über eine Vorschreibung des Infrastrukturkostenbeitrages“. Heute solle man 
Rahmenbedingungen erstellen, wie dies umgesetzt werde könne. Wenn der Entwurf, welcher bei der 
Bauausschusssitzung vorgelegt wurde, gutiert werde, dann könne man dies bei öffentlichen Straßen 
oder Privatstraßen umsetzen. Es stehe heute kein Vertrag zur Abstimmung.  
Wenn gewünscht werden solle, dass man zukünftig bei Privatstraßen diese Vereinbarung nicht 
mache, dann müsse man seines Erachtens eine ganz andere Vereinbarung machen, denn diese 
Vereinbarung sei eine ganz andere. Hier müsse festgelegt werden, welche Infrastruktur gemacht 
werden solle. Diese müsse dann gemacht werden und unsere Bauleitung/Bauaufsicht müsse das 
überwachen. Da gebe es einen ganz anderen Vertrag. Falls dies wieder in den Bauausschuss 
zurückgehe, dann gebe es wieder eine Beratung, dort gebe es dann einen Konsens mit 
Abänderungen, mit Privatstraße ja oder nein, und es komme dann am 25.6.2015 wieder in den 
Gemeinderat. Dort diskutiere man wieder. Es gebe einen Beschluss über die Richtlinien und dann 
berede man die einzelnen Umwidmungen. Und wann sei dann die nächste Gemeinderatssitzung? 
Dies würde die Ansuchen sehr hinauszögern. Im Bauausschuss seien diese Rahmenbedingungen für 
die Vorschreibung gutiert worden und darum gebe es eine einstimmige Empfehlung.  
Sollte es jetzt aber in die Richtung gehen, dass bei Privatstraßen ein anderes Modell angewandt 
werde, und zwar, dass der Antragssteller und Umwidmungswerber dies auf eigene Kosten machen 
könne, gäbe es die Möglichkeit, dass die FPÖ-Fraktion, GV. Hoyer einen Zusatzantrag stelle.  
Bei zukünftigen Ansuchen, sollte es sich um Privatstraßen handeln, müsse man den Fall immer 
einzeln betrachten. Da mache man dann eine abgeänderte Vereinbarung gegenüber diesen und 
sage, dies sei eine Privatstraße und es bleibe auch in Zukunft eine Privatstraße. Er mache alles 
selber und er zahle auch alles selber und man bestelle eine Bauaufsicht, welche dies für die 
Gemeinde überwache. Diese Möglichkeit gebe es. Und wenn man dies abkürzen wolle, dann solle 
man bitte einen Zusatzantrag stellen. Wenn dieser vom Gemeinderat genehmigt werde, dann gebe es 
die Möglichkeit in Zukunft.  
Bei den klassischen Umwidmungen von größeren Flächen könne man diese Vereinbarung abändern. 
Jeder Vertrag werde in Zukunft im Zuge des Umwidmungsverfahrens im Bauausschuss diskutiert und 
vorbereitet. Jeder Punkt und Beistrich bei jedem Einzelvertrag komme in den Bauausschuss und 
dann komme es gemeinsam im Gemeinderat zur Umwidmung und Vertrag Infrastrukturkostenbeitrag. 
Er habe dies heute so verstanden, dass es um Richtlinien gehe und wie könne man diese umsetzen. 
Eine Richtlinie sei dieser Vorschlag und die zweite Richtlinie sei die Privatstraße. Vielleicht gebe es 
eine dritte Richtlinie, welche noch komme. Sollten die Richtlinien heute beschlossen werden, kann die 
Einzelumsetzung bis zur GRS am 25.6.2015 vorbereiten und mit den Leuten aufgrund dieser Basis 
diskutiert werden. Am 25.6.2015 komme dann der Umwidmungsantrag und der Vertrag für den 
Infrastrukturkostenbeitrag in den Gemeinderat zur Beratung.  
Man könne die Sache natürlich zurückverweisen zum Bauausschuss, dies nochmal diskutieren, und 
neue Richtlinien beschließen. Aber jeder kenne den Sitzungsplan und man habe nur mehr eine 
Sitzung im Juni und die Ansuchen seien ja da. Wie man damit umgehe sei Sache des 
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Gemeinderates, er selber mache weder die Tagesordnung vom Bauausschuss noch vom 
Gemeinderat.  
 
GR. Huber fügt hinzu, dass wenn er GR. Hoyer richtig verstanden habe, er davon ausgehe, dass 
wenn dies privat an eine Baufirma vergeben werde mit entsprechenden Normen und Aufträgen an die 
Ziviltechniker, dass dies günstiger sei und die öffentliche Hand dann viel zu teuer einkaufe. Das heiße 
ja, dass die Baufirmen an die öffentliche Hand, an die Gemeinden viel zu teuer anbieten.  
 
Vizebgm. Schachl merkt an, dass AL. Schmidt einiges vorweggenommen habe was er sagen wollte. 
Er sei etwas irritiert. Die Unterlagen seien gleich nach der Bauausschusssitzung - mit der Bitte und 
Aufforderung rechtzeitig vor der Gemeinderatssitzung Abänderungsvorschläge einzubringen, damit 
man sich diese Diskussion erspare - allen zugegangen. Genau dies sei jetzt wieder passiert, weil man 
aus welchen Gründen auch immer, bei der Sitzung Änderungsvorschläge vorlege. Er habe sich 
erwartet, dass man wenn sie überarbeitet worden und Änderungen aufgetreten seien, welche auch 
viel Arbeit bedeuten, dass man wenigstens rechtzeitig vor den Fraktionssitzungen diese 
Änderungsvorschläge einbringe, damit man sich diese Diskussion erspare.  
 
GR. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass sie dies grundsätzlich sehr begrüße dass die Gemeinde 
Seewalchen jetzt den Schritt gesetzt habe, jetzt auch Infrastrukturkostenvereinbarung mit 
Umwidmungswerbern zu treffen. In anderen Gemeinde werde dies ja schon länger und erfolgreich 
praktiziert. Sie glaube, man habe ausreichend Zeit gehabt – die Diskussion seien ja im letzten Jahr 
schon im Bauausschuss gestartet – und man sei immer eingeladen gewesen, als Mitglieder des 
Bauausschusses sich an der Diskussion und zur Ausarbeitung der Richtlinien zu beteiligen. Für sie 
persönlich sei diese Richtlinie ein erster Schritt der in Richtung Kostenwahrheit gehe und es sei 
schon angesprochen worden, es solle den Menschen ermöglicht werde günstig zu bauen. Derzeit sei 
die Situation der Menschen die sich das Bauen gar nicht leisten können, die Kosten mittragen welche 
die Gemeinde berappt zur Errichtung von Infrastruktur. Wenn sie auch nicht monetär dazu beitrage, 
aber dennoch vielleicht dass andere Sachen von der Gemeinde dann nicht errichtet werden können, 
welche der Gemeinschaft zu Gute kommen. Deshalb finde sie es sehr wichtig, dass 
Infrastrukturkostenvereinbarungen getroffen werden. Heute werden Richtlinien beschlossen. Man 
habe im Bauausschuss sehr viel Zeit gehabt. Das Amt habe dann selber Mustervorschläge gemacht 
und sich auch Gedanken darüber gemacht. Wenn dies heute beschlossen werde, sei noch nicht aller 
Tage Abend denn es gebe immer wieder die Möglichkeit Änderungen zu diskutieren und dann in 
weiterer Folge zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass GV. Berger einen guten Vorschlag gemacht habe und er diesen 
gerne aufgreifen wolle. Vielleicht mache es einen Sinn. Man werde die Sitzung jetzt für 5 Minuten 
unterbrechen und die Fraktionsführer im Sozialraum einen gemeinsamen Zusatzantrag zu 
formulieren. Einverstanden? 
 
GV. Hemetsberger merkt an, dass wenn ein Bauer ein Grundstück zur Verfügung stelle und dieses 
werde umgewidmet. Dort hebe der Fiskus 25% Umwidmungsgebühr ein. In einem Konvolut mit 9 
Parzellen kassiere der Fiskus pro Parzelle € 10.000,00 Umwidmungsgewinn. Dies seien in etwa € 
90.000,00. Um in die Tiefe zu gehen. Der Grunderwerber zahle dann 3,5% Grunderwerbssteuer. Dies 
seien dann € 22.500,00 – auf das aufgebaut. Dann komme eine Eintragungsgebühr mit 1,1%, dies sei 
auch Steuergeld mit € 6.900,00. Es sei errechnet – nicht auf € 100,00 – dass hier € 119.400,00 in die 
Kassa in Wien einfließe. Da sprudeln die Einnahmen. Jetzt gehe man her und lasse die 
Gemeinden/die Kommunen ein wenig aushungern und der Gemeindebundpräsident (dies sei 
wahrscheinlich Herrn Mödlhammer) was mache man mit den Gemeinden, mache man doch eine 
neue Infrastrukturaufstellung und lasse man die Gemeinde bzw. die Häuselbauer schön bluten. 
Bislang habe man sich jetzt hier erwartet, dass mehr Geld zurückkomme, dass ein 
Gemeindebundpräsident sage „Hallo Herr Finanzminister, ihr habt aus diesem Vorschlag rund € 
119.400,00, da müsste mehr an die Gemeinde, denn die Kommune habe die Aufgabe die 
Infrastruktur zu errichten und sei der Leistungsträger“. Aber die in Wien kassieren das Geld und hier 
mache man eine neue Vereinbarung um die Bürger wieder zu schröpfen. Was habe man jetzt gehabt. 
Man habe jetzt bei 1000 m² eine Kanalanschlussgebühr von € 4.000,00; Verkehrsflächenbeitrag von 
€ 3.000,00; d.h., ein Häuselbauer habe jetzt um die € 7.000,00 Anschlussgebühren bezahlt. Jetzt 
zahle ein Häuselbauer € 14.300,00, gerade der Kleine draußen, welcher um € 55,00 den Grund 
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bekomme. Es habe ja einmal Arbeiterwohnstätte geheißen – vielleicht haben die Herrschaften das ja 
noch im Kopf. Dieser zahle jetzt das Doppelte, und gegen das sollte man sich wehren. Man solle dort 
anklopfen wo das Geld in Wien hineinsprudle. Hier komme nichts heraus in dem Ausmaß und 
draußen werden die kleinen Häuselbauer geschröpft. Dies sei das Ansinnen um was es gehe. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er ihn total verstehe. Aber es ändere nichts daran, dass es 
Infrastrukturkosten gebe und es sei die Frage, wolle man dieses rechtliche Instrument, welches die 
Gemeinden seit Jahren haben (man habe es bis jetzt nur in abgeänderter Form) und auch GV. 
Hemetsberger habe bei etlichen dieser Vereinbarungen mitgestimmt. (Man bekomme die Widmung 
aber man müsse die Straße mitbezahlen). Jetzt gebe es klare Rahmenbedingungen, klare Richtlinien, 
Musterverträge die rechtlich in Ordnung seien, welche andere Gemeinden auch anwenden. Warum 
solle man diese nicht auch anwenden. Es sei klar, dass durch diesen Infrastrukturkostenbeitrag der 
Widmungswerber zur Kasse gebeten werde, aber der spätere Käufer und Bauwerber bekomme einen 
Teil angerechnet und er habe die Gewähr dass innerhalb einer vernünftigen Frist die Infrastruktur 
tatsächlich hergestellt sei. Wie die Gründe (z.B. Rosenau – Felder Stallingergründe) welche die GSG 
gekauft habe, gewidmet worden seien, und in der Paul-Wiener-Straße sei eine ähnliche Situation wie 
im Bründlweg. Die Bürger seien ständig da denn man wolle endlich eine asphaltierte Straße. Es gebe 
Leute die wohnen schon seit 15 Jahre in den Häusern und die haben noch immer keine asphaltierte 
Straße. Mit den Infrastrukturkostenbeiträgen sei die Gewähr da dass dies schnell gehe. Und dies sei 
ja auch eine Qualität.  
 
Der Vorsitzende unterbricht die Sitzung um 20:40 Uhr für eine Fraktionsbesprechung.  
 
Um 20:50 Uhr wird die Sitzung wieder fortgesetzt. 
 
 
GR. Hoyer stellt den Zusatzantrag,  

dass dem Antragsteller freigestellt werden kann, im Privatstraßenbereich oder auf 
Eigengrund eine „sogenannte Eigenleistung“ zu erbringen, die die Ausführung der 
Leistungen durch ein konzessioniertes Unternehmen eigener Wahl, zu seinen Kosten 
vorsieht und die auszuführenden Leistungen entsprechend den Regelplänen der 
Marktgemeinde Seewalchen ausgeführt und von einem Ziviltechniker der Marktgemeinde 
Seewalchen überwacht werden.  

 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Hoyer gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
16. Überörtliche Raumverträglichkeitsprüfung gemäß § 8 Oö. ROG 1994 

Stellungnahme der Gemeinde  
 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Seitens der Spar Österreichische Warenhandels-AG, Zweigniederlassung Marchtrenk, wurde beim 
Amt der Oö. Landesregierung um Erlassung eines Raumordnungsprogramms zur Schaffung eines 
Gebiets für Geschäftsbauten gemäß § 23 (3) Oö. ROG 1994 für ein Areal in Seewalchen am Attersee 
ersucht.  
 
Auf einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 2075/10 KG. Seewalchen (Gesamtfläche 112.998 m², 
betroffene Teilfläche ca. 19.000 m²) plant die Antragstellerin die Errichtung eines neuen Spar-Marktes 
sowie eines Fachmarktzentrums im Bereich Non-Food und Dienstleister mit einer Verkaufsfläche von 
insgesamt 3.700 m², davon 1.500 m² für Lebensmittel. Die betroffene Teilfläche des der Asfinag 
gehörenden Grundstücks befindet sich zwischen der B 151 Atterseestraße und der A 1 Auffahrt. 
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Im Verfahren „Überörtliche Raumverträglichkeitsprüfung gemäß § 8 Oö. ROG 1994“  wird seitens der 
Abteilung Raumordnung des Landes Oberösterreich die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 
ersucht, bis spätestens 17.04.2015 zum angestrebten Projekt eine Stellungnahme abzugeben.  
 
Dazu wurde eine fachliche Stellungnahme des Ortsplaners Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, 
Eferding eingeholt, welche mit Datum vom 22.12.2014, ergänzt am 24.03.2015 dem Akt beiliegt und 
der Abteilung Raumordnung übermittelt wird. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

nachstehende Stellungnahme seitens der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 
abzugeben: 
 
Die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee spricht sich für die beantragte Errichtung eines 
neuen Spar-Lebensmittelmarktes und eines Fachmarktzentrums auf dem geplanten Areal 
(Teilfläche des Asfinag-Grundstückes Nr. 2075/10, KG. Seewalchen im Bereich der 
Autobahnauffahrt) aus. Das neue Geschäftsgebiet wird als zusätzlicher Nahversorger für die 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee und die Marktgemeinde Schörfling am Attersee 
fungieren und es werden zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. Das 
planungsgegenständliche Areal ist im Örtlichen Entwicklungskonzept der Marktgemeinde 
Seewalchen als Fläche mit Baulandpotential vorgesehen.  
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 4. Juli 2007 bereits einstimmig für die Ausweisung 
eines Geschäftsgebietes in diesem Bereich votiert. Die Verkehrserschließung inkl. 
entsprechender Maßnahmen für eine fußläufige Erreichbarkeit des Fachmarktzentrums ist 
durch ein Projekt sicherzustellen. Zum Branchen-Mix im Non-Food und 
Dienstleistungsbereich wird darauf verwiesen, dass insbesondere der Bereich Schuhe, 
Textil und Sport abgedeckt werden soll. Die Marktgemeinde Seewalchen spricht sich gegen 
die Errichtung großer Diskonter (z.B. KIK, Takko, u.dgl.) und für kleinere Geschäftseinheiten 
aus (Fachgeschäfte für Bekleidung, Schuhe, Sportartikel, Bio-Läden, usw.). Für eine 
entsprechende bauliche Gestaltung und für eine bestmögliche Einfügung in das Orts- und 
Landschaftsbild (landschaftsangepasstes Bauen, Begrünung, etc.) wird seitens der 
Marktgemeinde Seewalchen ein Architektenwettbewerb gefordert.  

 
 
GR. Hauschildt-Buschberger gibt ein grundsätzliches Statement ab, was Umwidmung, Widmung usw. 
betreffe. Wie vielleicht bekannt sei, haben die Vereinten Nationen das Jahr 2015 zum Jahr des 
Bodens ausgerufen und in Österreich gehe man sehr verschwenderisch mit der Recource Boden um. 
Jeden Tag werden ca. 22 ha Land verbaut. Dies entspreche einer Fläche von ca. 30 Fußballfeldern 
und wenn wir heute in Seewalchen die Stellungnahme so abgeben, sich für die Errichtung eines 
Fachmarktzentrums auszusprechen, dann gehe man auch ein Schritt in diese Richtung. Ihr habe im 
Bauausschuss der Begriff Fachmarktzentrum schon nicht gefallen und sie habe in späterer Folge 
dann nochmal darüber nachgedacht. Sie sei absolut dafür die Wirtschaft in den Regionen 
insbesondere in Seewalchen zu stärken und die Kaufmöglichkeiten zu fördern und so auch 
Arbeitsplätze im Ort zu schaffen.  
Die Frage sei nur nach dem wie. Im Ortskern – dies sei allen bekannt – und auch im Industriegebiet 
habe man ganz viele Leerstände und jetzt sollen wieder 3700 m² großzügige Geschäftsfläche unter 
der Regie eines Konzerns (es werde ein Konzern alleine bestimmen was mit dieser Fläche geschehe) 
vergeben werden. Und es werden natürlich wieder großzügige Parkplätze errichtet werden. Im Land 
Salzburg, dies sei in den letzten Tagen in den Medien gewesen, gehe man in der 
Raumordnungspolitik schon andere Schritte.  
Dort sage die Landesregierung schon NEIN zum Bau großer Einkaufzentren und folge da einer klaren 
Linie. Um Kaufkraft und Arbeitsplätze in den Regionen zu erhalten und auszubauen, finden in 
Salzburg neue Verkaufsflächenwidmungen nur noch an regionalen Standorten statt, wenn damit die 
Ortszentren gestärkt werden. Von der Seite der GRÜNEN-Fraktion würde sie begrüßen, wenn es von 
Seiten der Seewalchner Gemeindevertretung ein klares Bekenntnis zur Ortskernbelebung geben und 
nicht schon wieder neu gewidmet werden würde ohne die bestehenden Herausforderungen 
bearbeitet zu haben. 
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Vizebgm. Weichselbaumer fügt hinzu, dass ihm der Ansatz von GR. Hauschildt-Buschberger sehr gut 
gefalle. Ihm würde auch sehr gut gefallen, wenn man von den 400 Seewalchner die in Lenzing 
arbeiten die Kommunalsteuer bekommen würde.  
Nicht die Standortgemeinde wo der Betrieb stehe, sondern die Gemeinde wo der Arbeiter her seien. 
Ihm würde auch gefallen, wenn Spar die Idee habe er würde gerne in Ort hinauf gehen. Leider werde 
hier nur entschieden, lasse man Spar in Seewalchen bauen oder siedle er ab. Dieses Problem habe 
man nur, weil man von oben aushungere – eben genau wegen dieser Kommunalsteuergeschichte. 
Man brauche Arbeitsplätze, vielleicht könne man in Zukunft noch darüber nachdenken, dass man es 
Spar schmackhaft mache in Richtung Industriegebiet zu bauen. Er wisse es nicht was sie wollen, 
aber er glaube er wolle dort hin weil man brauche die Autobahn. Er werde keinen anderen Standort 
nehmen.  
Gefallen würde es ihm aber schon in allen möglichen Variationen bis hin zur Idee eines 
Pfahlbaumuseums anstatt Spar und Spar vielleicht ins Industriegebiet. Nur die Wirtschaftlichkeit sei 
wahrscheinlich da nicht so gegeben wie unten bei der Autobahn. Er könne sich nicht gegen 
Arbeitsplätze, welche in Seewalchen entstehen aussprechen, weil man von der Kommunalsteuer für 
andere Projekte abhängig sei.  
Das mit der Verbauung von den Parkplätzen sehe er auch als Problem. Ob man nicht eine Lösung 
finde, z.B. mit einer Tiefgarage anstatt einer Riesenparkfläche. Er wisse ja noch nicht wie viele 
Parkplätze gebraucht werden. Außen brauche man sicher viel. Vielleicht könne man ja einen Teil 
unterirdisch verlagern. Dies sei eine Frage der Kosten und da müsste Spar sagen ob dies machbar 
sei oder nicht. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine mehrheitliche (Stimmenthaltungen: Hauschildt-Buschberger, Vogel 
Wolfgang) Annahme fest. 
 
 
 
 
17. Bebauungsplan Nr. 45 „Sandberg“; Änderung Nr. 11 

Beschlussfassung  betreffend die Änderung betreffend das Grundstück Nr. 1965/4 sowie 
Baufläche Nr. 68/4, beide KG. Seewalchen (Grundsatzbeschluss vom 06.11.2014) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 20.01.2015 
mitgeteilt, dass durch die Planänderung überörtliche Interessen durch die Lage des Planungsgebietes 
im Uferschutzbereich sowie direkt an der B 151 Atterseestraße  im besonderen Maß berührt werden. 
Auf Basis dieser Stellungnahme sind noch Konkretisierungen erforderlich, und zwar bezügl. 
Begründung der geplanten Unterschreitung der Mindestabstände zu den Bauplatzgrenzen, bezügl. 
der Zuordnung der verbal festgelegten Bauweise in der Plandarstellung,  und bezügl. der zulässigen 
Überschreitung der Baufluchtlinien mit Balkonen und Loggien. Diesbezüglich liegt bereits eine 
Stellungnahme von Ortsplaner DI Deinhammer vor.  
 
Seitens der Abteilung Naturschutz wird mit Schreiben vom 12.01.2015 mitgeteilt, dass unter der 
Voraussetzung, dass ein Hotelprojekt realisiert wird, die Bebauungsplanänderung Nr. 11 aus der 
Sicht des Landschaftsschutzes zur Kenntnis genommen wird. Dies weiters unter der Voraussetzung, 
dass die Erhaltung des auch im Bebauungsplan dargestellten Baumbestandes sichergestellt wird, 
sowie dass im Zuge des Naturschutzverfahrens eine mit der Material- und Farbgebung, sowie der 
architektonischen Detailausbildung gute Gestaltung des konkreten Projektes, wie dies derzeit bereits 
vorgestellt und besprochen wurde, umgesetzt wird. 
 
Seitens der Abteilung Abteilung Straßenerhaltung und –betrieb wird mit Schreiben vom 19.12.2014 
mitgeteilt, dass gegen die Bewilligung der Bebauungsplanänderung bei Einhaltung der in der 
Stellungnahme angeführten Bedingungen kein Einwand erhoben wird. 
Von den von der Planänderung betroffenen Nachbarn Mag. Rudolf und Mag. Rosemarie Demel 
(04.03.2015), Dipl. Ing. Johann und Gabriele Kolm (02.03.2015), Alois und Elisabeth Müller 
(01.03.2015), Franz und Mathilde Roither (26.02.2015), Dipl. Ing. Johann Reiter (25.02.2015), 
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Susanne Lachinger (25.02.2015), Dr. Klaus und Dr. Annelie Wiesner (24.02.2015), Dr. Rudolf 
Lachinger (23.02.2015) wurden größtenteils negative Stellungnahmen zur geplanten 
Bebauungsplanänderung vorgebracht. 
 
Zu den oben zitierten Stellungnahmen der Betroffenen Nachbarn wurde vom Ortsplaner Arch. DI. 
Erich Deinhammer, Eferding  mit Schreiben vom 23.03.2015 ausführlich Stellung genommen. 
 
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Zur Unterschreitung der Mindestabstände wird vom Ortsplaner Arch. DI. Erich Deinhammer mit 
Schreiben vom 23.03.2015 nachstehendes mitgeteilt: 
 
Eine Unterschreitung des Mindestabstandes von der östlichen Bauplatzgrenze wurde bereits aus dem  
rechtskräftigen Bestand übernommen und weder vom Abstand noch von der Höhe her verändert. 
Die Loggien oder/und Balkone an der Ostseite wurden bereits im Vorverfahren entfernt und 
entsprechen somit dem rechtskräftigem  Bebauungsplan Änderung Nr. 45.5. An der Westseite beträgt 
der Abstand zur Grundgrenze 2,30 – 3,1 m auf eine Länge von ca. 5,50 m, wobei die Höhe mit einem 
Geschoß rechtskräftig ist und nur in diesem Bereich ein zweites Geschoß aufgesetzt wird. 
 
Nachdem auch auf dem Nachbargrundstück mit der Ordnungsnummer 5 der Mindestabstand 
wesentlich unterschritten wird und bereits ein Geschoss rechtskräftig genehmigt ist, erscheint die 
Unterschreitung des Mindestabstandes vertretbar.  
 
Beim seeseitigen Objekt hat das Untergeschoß (Kellergeschoß) einen Abstand von 2,9 – 3,0 m von 
der Grenzlinie zwischen Sondergebiet des Baulandes – Tourismus und dem Grünzug Gz1. Die 
darüber liegenden Geschoße kragen 3,0 m aus, dass heißt bis zur Grenzlinie. Im Nahbereich gibt es 
bestehende Nebengebäude im Grünzug. Nachdem der Bebauungsplan in dieser vorliegenden Form 
vom Naturschutz nach eingehendster Prüfung als gut befunden wurde und nur der auskragende Teil 
bis zur Grenzlinie reicht wird nach Auffassung der Ortsplanung das als vertretbar betrachtet. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses, die Änderung Nr. 11 des  
Bebauungsplanes  Nr. 45 „Sandberg“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 
30.10.2013, 03.03.2014, 26.09.2014, korr. am 02.04.2013, 20.08.2013 und  04.06.2012, 
endgültig zu beschließen. Die eingelangten Stellungnahmen der betroffenen Nachbarn 
werden zur Kenntnis genommen und auf die Stellungnahme des Ortsplaners Arch. Dipl. Ing. 
Erich Deinhammer vom  23.03.2015 verwiesen. 

 
 
GV. Hemetsberger merkt an, dass dieser Beschluss schön langsam lächerlich werde. Wie oft habe 
man dies schon in der Gemeinderatssitzung gehabt. Man wolle mit der Salamitaktik zuletzt das 
erreichen, was von Haus aus vielleicht geplant war. Die Freiheitliche-Fraktion werde sich dem 
enthalten. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 22 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 6 ohne Weichselbaumer, Kasper, 
Stockinger, Pürstinger 

   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 7 Stimmen SPÖ-Fraktion: 3 Weichselbaumer, Kasper, Stockinger 
   FPÖ-Fraktion: 4  
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18. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung 66 

Beschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 1965/4 
sowie einen Teilbereiches der Baufläche Nr. 68/4, beide KG. Seewalchen von Bauland  
„Wohngebiet“ bzw. Bauland „Kurgebiet“ in „Sondergebiet des Baulandes „Tourismusbetrieb“ 
(Grundsatzbeschlussfassung vom 14.12.2011) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wird seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung 
mit Schreiben vom 26.03.2012 mitgeteilt, dass die vorgesehene Vereinheitlichung  der 
Widmungskategorie im Bereich des Grundstückes Nr. 1965/4 bzw. Baufläche 68/4, beide KG. 
Seewalchen, ohne grundsätzlichen Einwand zur Kenntnis genommen wird.  
Seitens der Abt. Naturschutz der Oö. Landesregierung wird in der Stellungnahme vom 12.03.2012 
ebenfalls kein begründbarer Einwand vorgebracht. Von der Abteilung Straßenerhaltung und –betrieb 
wird mit Schreiben vom 17.02.2012 mitgeteilt, dass gegen die Bewilligung der geplanten 
Flächenwidmungsplanänderung bei Einhaltung der in der Stellungnahme zitierten Bedingungen kein 
Einwand erhoben wird.  
Von der Abteilung Grund- und Trinkwasserwirtschaft wird mit Schreiben vom 13.03.2012 mitgeteilt, 
dass bei grundsätzlicher Beachtung der Hochwasserstände des Attersees in Bezug auf die 
Einhaltung der Bestimmungen des BauTG (hochwassergeschützte Bauweise) keine Einwände 
vorgebracht werden. Seitens der Landwirtschaftskammer OÖ. wird mit Scheiben vom 03.04.2012 
mitgeteilt, dass aus agrarischer Sicht keine Einwände gegen die Flächenwidmungsplanänderung 
bestehen. 
Die Ehegatten Mag. Rudolf und Mag. Rosemarie Demel sprechen sich in ihrer Stellungnahme vom 
01.03.2012 gegen einen exzessiven Tourismusbetrieb mit Megaveranstaltungen und damit gegen die 
geplante Umwidmung aus. Weitere Stellungnahmen sind  nicht eingelangt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses, die Änderung Nr. 66 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. 
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 24.01.2012 endgültig zu beschließen. Die 
Stellungnahme der  Ehegatten Mag. Rudolf und Mag. Rosemarie Demel vom 01.03.2012 wird 
zur Kenntnis genommen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 23 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 7 ohne Kasper, Stockinger, Pürstinger 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 6 Stimmen SPÖ-Fraktion: 2 Kasper, Stockinger 
   FPÖ-Fraktion: 4  
 
 
 
 
19. Bebauungsplan Nr. 19 „Obermairgründe“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung   betreffend die Änderung im Bereich der Grundstücke Nr. 2388/47, 
2388/48, 2388/49 und 2388/50, alle KG. Seewalchen 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Die Fa. Neusiedler Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft aus Wien hat mit 
Eingabe vom 07.11.2014 um Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 19 
„Obermairgründe“ betreffend die Grundstücke Nr. 2388/47, 2388/48, 2388/49 und 2388/50, alle  
KG. Seewalchen, angesucht.  
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 16.4.2015                                                                                   Seite 32 von 33 
 
 
Die Änderungen werden mit dem Wunsch einer Zusammenlegung der 8 Bauplätze in gekuppelter 
Bauweise auf 4 Bauplätze in offener Bauweise, Errichtung von Einfamilienwohnhäusern in moderner 
Architektur, bergseitig 2 Vollgeschosse, Ermöglichen einer Flachdachausbildung, bei Grundstück  
Nr. 2388/47 bei Flachdachausführung 3 sichtbare Vollgeschosse aufgrund der Höhendifferenz von 
6,11 m Nord-Süd-Richtung,  begründet.   
Von Seiten der Ortsplanung wurde zu den einzelnen Änderungswünschen in der Stellungnahme vom 
21.01.2015 gesondert eingegangen. Weiters wird vorgeschlagen, eine Planung eines 
Kulturtechnikers für eine Oberflächenentwässerung (z.B.: gedrosselte Ableitung in einen Vorfluter 
bzw. Mischkanal) erstellen zu lassen. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 19 „Obermairgründe“ auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 21.01.2015  einzuleiten. 
Vor Beschlussfassung ist eine Planung eines Kulturtechnikers für eine 
Oberflächenentwässerung erstellen zu lassen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
  
 
 
20. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 
2753/2, KG. Litzlberg von Grünland in Bauland „Dorfgebiet“ (Bereich Staudach) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Herr/Frau Bernhard und Ingrid Plamberger, wh. 4863 Seewalchen a.A., Staudach 3 haben mit 
Eingabe vom 29.01.2015 die Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes Nr. 2753/2, KG. 
Litzlberg von derzeit Grünland in Bauland „Dorfgebiet“ beantragt. 
Das beantragte Teilgrundstück liegt in der Ortschaft Staudach und wird im Osten und Süden von 
bereits gewidmetem und bebautem Dorfgebiet umgeben. Von Seiten der Ortsplanung ist keine 
Änderung des ÖEK erforderlich. Die gesamte techn. Infrastruktur ist über den Bestand gegeben. 
Von Seiten der Ortsplanung besteht gegen die beantragte Umwidmung kein Einwand, da es hierbei 
um eine Arrondierung bzw. Abrundung eines bestehenden Siedlungskörpers handelt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses sowie der Stellungnahme 
des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 02.03.2015, das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes, einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
21. Allfälliges 
 
a) GR. Hoyer fügt an, dass man heute vom Bürgermeister wieder ein Tischvorlage mit Berichten und 

Beschlüssen des Gemeindevorstandes bekommen habe. Er würde bitte, diesen Bericht schon in 
den Fraktionssitzungen zu bekommen um sich dies schon in Ruhe anschauen bzw. 
durchschauen zu können. Er stelle sich die Frage, welche sehr spannend sei, denn es wurde ein 
Mitarbeiter aufgenommen, welcher im Bauamt die Nachfolge von Herrn Gerhard Mohr – nämlich 
Herr Andreas Reiter – antreten solle. Was habe Herr Reiter für eine Ausbildung? 

 
Der Bürgermeister antwortet, er habe eine kaufmännische Ausbildung. 

 
GR. Hoyer antwortet, er hoffe dass er auch eine technische Ausbildung dazulerne.  
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b) Vizebgm. Weichselbaumer gibt eine Einladung des Siedlervereines zum autofreien Radtag am 

26.4.2015 weiter. Die Siedlerhalle sei ja nicht mehr im Ginzkeyweg sondern in Steindorf aber man 
werde trotzdem die Bewirtung am Parkplatz vom Strandbad übernehmen. Vielleicht habe ja der 
eine oder andere Zeit vorbeizuschauen. 

 
c) GV. Haberl gibt bekannt, dass am 30. Mai 2015 das Brückenfest zwischen Seewalchen und 

Schörfling stattfindet. Beginn um 14 Uhr. Es wird als großes Familienfest geplant werden und die 
Bewirtung werde im ehemaligen „Attersee-Biergarten“ stattfinden.  

 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 12.2.2015 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:05 Uhr.  
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL Johann Schmidt)                  (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 9.7.2015 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 

 
Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 

 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                     (GV. Dr. Oskar Vogel) 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ....................................................... 

  (GV. Rudolf Hemetsberger)                (GR. Claudia Hauschildt-Buschberger)  
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